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				Über dieses Buch 

		
		 

		 

		 
		
					Viele Menschen fühlen sich vom Angebot, das ihnen die politische und mediale Öffentlichkeit in Deutschland macht, nicht mehr angesprochen. Multi-Krisen und eine immer kaputtere Daseinsvorsorge erhöhen den Stress der Bürgerinnen und Bürger. Jetzt wird das Erbe von vier Jahrzehnten neoliberaler Fehlsteuerung des Staates als Erosion der materiellen und mentalen Infrastrukturen erkennbar. Es wächst die Enttäuschung über eine Politik, die ihre Wähler aus dem Blick verliert.

					Ein Buch über die Arroganz einer politischen und medialen Klasse, denen die gefährlich groß werdende Distanz zwischen Bürgerschaft und Bundespolitik gleichgültig zu sein scheint und die längst die Fühlung für die soziale Wirklichkeit im Land verloren hat. 

					Aber auch eine Ermutigung für alle Empörten, nicht länger still zu bleiben.

				

			 

			 

			Weitere Informationen finden Sie auf www.fischerverlage.de
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					Harald Welzer, geboren 1958, ist Sozialpsychologe. Er ist Direktor von FUTURZWEI. Stiftung Zukunftsfähigkeit und des Norbert-Elias-Centers für Transformationsdesign an der Europa-Universität Flensburg. In den Fischer Verlagen sind von ihm u. a. erschienen: »Täter. Wie aus ganz normalen Menschen Massenmörder werden«, »Klimakriege. Wofür im 21. Jahrhundert getötet wird«, »Alles könnte anders sein. Eine Gesellschaftsutopie für freie Menschen«, »Nachruf auf mich selbst. Die Kultur des Aufhörens« und – gemeinsam mit Richard David Precht – »Die vierte Gewalt. Wie Mehrheitsmeinung gemacht wird, auch wenn sie keine ist«. Seine Bücher sind in 21 Ländern erschienen.
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					1. Wer bewohnt Deutschland?

				
					
						Uwe

					
					Am 21. Juli 2022 starb Uwe Seeler, in Norderstedt, einer Stadt von 80000 Einwohnern, die an Hamburg angrenzt. Dort hatte er, zusammen mit seiner Frau Ilka, 63 Jahre lang gewohnt. Seeler war berühmt geworden als Mittelstürmer beim Traditionsverein HSV, die Stadt Hamburg hatte ihn 2003 zum Ehrenbürger ernannt. Legendär ist Seeler nicht nur wegen seiner fußballerischen Erfolge, sondern auch wegen seiner »Normalität«. Er selbst hielt es, wie er in einem Film von Reinhold Beckmann sagt, »für das Schönste, normal zu sein«, und dazu gehörte auch, 1961 ein für die damalige Zeit ungewöhnlich hoch dotiertes Angebot von Inter Mailand abzulehnen, obwohl dessen Trainer Helenio Herrera persönlich nach Hamburg gekommen war, um ihn abzuwerben.

					Nach drei Tagen Verhandlungen entschied Seeler, in Hamburg zu bleiben. Das Geld interessierte ihn nicht, schließlich hatte er neben dem Fußball seine Arbeit als Sportartikelvertreter und: »Ich könnte ja nicht öfter als dreimal am Tag ein Steak essen.« Seine Frau Ilka erzählte, dass die Italiener einen Fehler gemacht hätten: Sie hätten nur mit ihm gesprochen, nicht mit ihr, das gehöre sich nicht – ein weiterer Grund für die Ablehnung des Angebots. Auch nach seiner aktiven Zeit blieb Uwe Seeler seinem Verein und Hamburg eng verbunden, wurde kurzzeitig und nicht ganz glücklich auch Präsident des HSV, gründete eine Stiftung, die Menschen mit Einschränkungen unterstützt, trat gelegentlich im Fernsehen auf und verkörperte bis zum Schluss – Normalität.

					Wenn es einen Gegentyp zum Angeber gibt, dann war es dieser weltberühmte Fußballer, der gern Autogramme gab, mit den Leuten schnackte, nie selbst zu empfinden schien, dass er – wie man heute sagen würde – prominent war. Er sprach, wie der Sportsoziologe Gunter Gebauer über ihn sagte, immer in der ersten Person Plural. Seine Rolle im Westdeutschland der Nachkriegszeit beschrieb die Frankfurter Rundschau in einem Nachruf so: »Uwe Seeler wirkte auf andere Weise als durch die Liste an Erfolgen. Er stand für Werte, in ihm spiegelte sich eine aufstrebende Nation, die sich vorgenommen hatte, im Wirtschaftswunder nicht abzuheben, weil schließlich noch die Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs auf ihr lastete.«

					Da ist etwas dran. Die Werte der westlichen Nachkriegszeit hatten – uneingestanden und eingestanden – die Verbrechen der Nazizeit und die Schuld am Zweiten Weltkrieg im Rücken, das bedeutete Vorsicht gegenüber allem, was zu groß und ambitioniert erschien. Noch nie, schreibt der Historiker Ulrich Herbert mit Bezug auf die Entstehung der Bundesrepublik, sei »ein deutscher Staat mit so gebremster Emphase und Zukunftsgewissheit ins Werk gesetzt worden wie dieser. […] die nüchterne, von der Katastrophe der Nazizeit und der Kargheit der Nachkriegsjahre geprägte, ganz aufs Vorläufige gestimmte Gründung des westlichen Teilstaats litt auch nicht, wie die deutsche Republik von 1919, unter dem Druck überspannter, unerfüllbarer Erwartungen.«[1]

					Daher gehörte es zum Wertekorsett der frühen Bundesrepublik, eben nicht abzuheben, »normal« zu bleiben, selbst wenn man sehr erfolgreich war. »Maßhalten« war denn auch die Parole, die der damalige Wirtschaftsminister und spätere Bundeskanzler Ludwig Erhard 1962 in einer Radioansprache ausgab: »Noch ist es Zeit, aber es ist höchste Zeit, Besinnung zu üben und dem Irrwahn zu entfliehen, als ob es einem Volk möglich sein könnte, für alle öffentlichen und privaten Zwecke in allen Lebensbereichen des einzelnen und der Nation mehr verbrauchen zu wollen, als das gleiche Volk an realen Werten erzeugen kann oder zu erzeugen gewillt ist.« Wirtschaftswunder und Konsumgesellschaft waren auch damals schon Schlagworte, aber Ludwig Erhard hatte bereits in seinem Bestseller »Wohlstand für alle« die Ökonomik aufgefordert, sich rechtzeitig darauf vorzubereiten, dass es eine Zeit nach dem Güterwachstum geben würde – eine Aufforderung, der die etablierten Wirtschaftswissenschaften bis heute nicht nachgekommen sind.

					Sein Staatssekretär Alfred Müller-Armack hatte für das Wirtschaftsmodell der Nachkriegszeit den Begriff »Soziale Marktwirtschaft« erfunden – jenen, wie man damals sagte, »dritten Weg« zwischen Kapitalismus und Sozialismus, der mittels der ordnungspolitischen Begrenzung der reinen Marktkräfte eine allgemeine Steigerung des Wohlstands und damit vor allem auch Systemzustimmung zur jungen Demokratie versprach. Und tatsächlich auch lange Zeit realisierte.[2] Der Fortschrittsbegriff der westlichen Nachkriegszeit umfasste weit mehr als jene permanente Steigerung von Konsummöglichkeiten, auf die er heute zusammengeschnurrt zu sein scheint.

					Denn vom heutigen Hyperkonsum war die Welt Seelers und Erhards trotz aller »Maßhalte«-Mahnungen noch weit entfernt – die durchschnittlich in Anspruch genommene Wohnfläche pro Kopf lag 1960 bei 20 Quadratmetern[3] (heute 55), auf 1000 Einwohner gab es 81 Autos[4] (heute rund 580), der durchschnittliche Urlaub dauerte fünf Tage und führte nicht zum Helikopterskiing nach Kanada, sondern mit dem Zelt an die Ostsee, und wenn es hochkam und man etwas mehr Zeit hatte, ging es mit der NSU-Lambretta oder dem Käfer nach Italien.[5] In dieser Welt, die trotz aller Begeisterung über Motorräder, Autos, Stabmixer, Waschmaschinen und Weltraumflüge erheblich nachhaltiger war als die heutige,[6] genossen die Bergarbeiter im Ruhrgebiet und im Saarland hohes Ansehen, schaffte man »beim Daimler« oder stand bei Edeka hinter dem Tresen.

					Fast zwei Drittel der Jugendlichen gingen 1960 in die Hauptschule, 12,5 Prozent in die Realschule, nur sechs Prozent machten Abitur.[7] Der Soziologe Helmut Schelsky hatte schon 1953 den Begriff von der »nivellierten Mittelstandsgesellschaft« geprägt, die Westdeutschland kennzeichne – aus heutiger Perspektive eine erstaunliche Diagnose, wo doch Menschen mit »niedrigen« oder gar überhaupt keinen Bildungsabschlüssen heute gewiss nur in Ausnahmefällen in die Mittelschicht aufsteigen. Aber die Arbeiterschicht galt damals auch nicht als gesellschaftliche Restkategorie, auf die man herabblickte, sondern hatte gerade in einer Gesellschaft, in der Kategorien wie »Aufbau« und »Aufstieg« und schließlich »Wirtschaftswunder« für das Selbstbild wichtig waren, ein eigenes Selbst- und ein durchaus positives Klassenbewusstsein. Und nicht zuletzt mit der SPD eine eigene Partei, mit der Mitbestimmung einen für kapitalistische Gesellschaften ungewöhnlichen Teilhabestatus und mit starken Gewerkschaften Durchsetzungsmöglichkeiten für ihre Interessen. 

					
						Abb. 1: Keiner hätte je »Herr Seeler« gesagt.


					

					Vor diesem Hintergrund wird man, auch wenn Mentalitätsgeschichte eine schwierige Sache ist, diese Gesellschaft im Vergleich zur heutigen insgesamt als deutlich integrierter beschreiben können. Sicher, es gab Jugendkrawalle, eine zahlenmäßig nicht kleine NPD, die Deutsche National-Zeitung mit einer Auflage von 100000 Exemplaren und eine starke Ausgrenzung der ab 1961 ins Land geholten »Gastarbeiter«, aber gleichwohl gab es so etwas wie ein Gefühl der nicht voraussetzungslosen, aber erreichbaren Zugehörigkeit zur Normalgesellschaft. Man war nicht nur »wieder wer«, sondern man war auch wer ohne Abitur, ja sogar ohne Schulabschluss und als »Angelernter« – was es nicht zuletzt wegen des Krieges nicht selten gab und was keineswegs als Deklassierungsmerkmal galt.

					Das ist die Welt von Uwe Seeler, der aus einer Arbeiterfamilie kam und einen Hauptschulabschluss hatte. Mich hat sein Tod im vergangenen Jahr auch deshalb betroffen, weil er die letzte öffentliche Person in Deutschland war, die »nur« einen Hauptschulabschluss hatte. Ich beginne dieses Buch mit ihm, weil Menschen ohne Abitur, ohne akademischen Abschluss, ohne den selbstverständlichen Habitus des gehobenen Mittelstands, heute in der Öffentlichkeit dieses Landes nicht mehr vorkommen. Uwe Seeler war der Letzte seiner Art.

					Stimmt nicht ganz: Natürlich kommen auch Menschen mit abgebrochener Schulkarriere, ohne Studium oder mit einem scheinbar einfachen Weltbild in der Öffentlichkeit noch vor – aber nur in genau zwei Erscheinungsformen: erstens im Trashfernsehen von RTL als Figuren, die einem sich besser dünkenden Publikum vorgeführt werden, und zweitens als Problemfälle einer Gesellschaft, wenn etwa über die »Tafeln« berichtet wird oder über Unterstützungsempfänger, früher von »Hartz IV«, heute von »Bürgergeld«. Die Tagesschau beliebte, wenn es um Hartz IV ging, die Rückenansicht einer Familie in Joggingklamotten einzublenden, die durch einen Park spazierte. In dieser Illustration steckte schon das komplette Selbstbild des auf die Unterschichten herabblickenden Mittelstands – auf »die anderen«. Und eben das Fremdbild von passiv und unambitioniert durch den Sozialstaat schlurfenden schlechtangezogenen Menschen, deren Kinder – wen wundert’s – genauso sind und bleiben werden wie sie selbst.

					In den Redaktionen fiel offenbar niemandem auf, wie denunziatorisch solche Darstellungen sind – als würden die allermeisten derjenigen, die auf die Unterstützung des Sozialstaats angewiesen sind, sich nicht nach Kräften darum bemühen, gerade nicht »anders« auszusehen, sich gut zu kleiden, zu wohnen, ihre Kinder zu unterstützen, ihnen die Teilnahme am Klassenausflug zu ermöglichen, einen Job zu finden usw. Man bezeichnet sie routiniert als »bildungsfern«, diese Leute, so als würde nicht den allermeisten alles daran gelegen sein, dass ihre Kinder gut in der Schule sind, genau um dem Leben am Rand der Mittelstandsgesellschaft zu entkommen. Dass Bildung dafür ein Ticket ist, wissen sie. Dass dieses Ticket allein noch lange nicht reicht, um dazugehören zu dürfen, nicht.

					An der Theke kam ich unlängst mit einem Lastwagenfahrer ins Gespräch: »Ich höre den ganzen Tag Radio. Und immer höre ich: ›Hallo, ihr da draußen jetzt auf dem Weg ins Büro, für euch haben wir jetzt…‹ Ich bin aber nicht auf dem Weg ins Büro. Ich bin überhaupt nie in einem Büro. Ich sitze auf dem Bock und bringe Sachen irgendwohin.« Genauso wie fast zwei Drittel der arbeitenden Menschen in diesem Land niemals in einem Büro sind. Denn die fahren Paketautos, putzen U-Bahn-Stationen, versorgen Menschen auf Intensivstationen oder in Pflegeheimen, bändigen Kinder in Tagesstätten, schrauben Autos am Fließband zusammen, graben Gräber auf Friedhöfen, verputzen Wände auf Baustellen, heften Strafzettel unter Scheibenwischer oder schneiden anderen Menschen die Haare oder Fußnägel.[8]

					Diese Menschen, die oft erheblich weniger verdienen als die in den Büros, sind in der medialen Öffentlichkeit nicht existent. In den Drehbüchern der Massenware von »SOKO irgendwas«, »Tatort« und »Polizeiruf« kommen sie entweder in der Rolle der Ausstattungskomparsen von eben Baustellen, Fabriken oder Krankenhäusern vor oder gern auch als Leute, die Probleme machen. Günter Wallraff mit seinen Reportagen wie »Ganz unten«, in der er in die Rolle eines türkischstämmigen Arbeiters namens Ali Levent Sinirlioğlu schlüpfte und über die Arbeitsbedingungen unter Tage oder bei McDonalds berichtete, ist ziemlich aus der Mode gekommen; die Bücher von Julia Friedrichs, die die Lebenssituation von Kassiererinnen und Reinigungskräften beschreibt, sind eine Ausnahme auf einem Buchmarkt, in dem solche Menschen eher nicht vorkommen.

					Aber da ist der Buchmarkt nur genauso wie die Parlamente. Mehr als neunzig Prozent der heutigen Bundestagsabgeordneten haben Abitur oder Fachhochschulreife, im Bevölkerungsdurchschnitt haben das nur etwas mehr als ein Drittel. 87 Prozent der Abgeordneten verfügen über eine abgeschlossene Hochschulausbildung – im Vergleich zu etwa einem Fünftel in der Gesamtbevölkerung. 16 Prozent der Politikerinnen und Politiker führen einen Doktortitel, aber nur 1,2 Prozent der Menschen im Bundesdurchschnitt. Lediglich sechs Prozent der Abgeordneten haben als höchsten Bildungsabschluss eine Lehre, in der Gesamtbevölkerung gilt das für die Hälfte. In den Landtagen sieht es ähnlich aus, desgleichen in den Wirtschaftsunternehmen und nicht zuletzt in den Medienhäusern.

					Der Elitenforscher Michael Hartmann schreibt: »Am exklusivsten präsentiert sich die Wirtschaftselite. Nicht einmal jeder Vierte ist ein sozialer Aufsteiger. Arbeiterkinder bekleiden sogar weniger als sechs Prozent der Spitzenpositionen.«[9]

					83 Prozent dieser Positionen sind von Menschen besetzt, die dem Bürger- oder Großbürgertum entstammen, in Justiz und Verwaltung sind es etwa zwei Drittel. In den privaten Medienanstalten und Printverlagen gilt dasselbe für drei Viertel der Spitzenpositionen, im öffentlich-rechtlichen Sektor etwa für die Hälfte der Intendanten und Programmdirektoren.

					Vor diesem Hintergrund wird das Verschwinden der größten Teile der Bevölkerung aus der öffentlichen Wahrnehmung erklärlich: Die politischen, wirtschaftlichen und medialen Eliten rekrutieren sich mehrheitlich aus gehobenen sozialen Milieus, und sie kennen die Lebenswelten der Bevölkerungsmehrheit kaum aus eigener Anschauung und Erfahrung. Wer zu diesen vielfältigen Welten gehört, tritt vielleicht als Angestellte oder Arbeiter, als Reinigungsfrau oder als Supermarktkassierer in die Optik der Eliten, nicht aber als Mitbewohnerinnen und Mitbewohner derselben Gesellschaft. Dieser Befund ist betrüblich für die Demokratie, denn er bedeutet eine gesellschaftliche Verarmung.

				
					
						Kündigungen

					
					2021 war ein Rekordjahr, was Kirchenaustritte angeht – rund 280000 Menschen verließen die evangelische Kirche, genau 359205 die katholische. Zusammen mit den immer weiter gestiegenen Austrittszahlen der Vorjahre sank damit die Zahl derjenigen, die in Deutschland noch Mitglied einer der beiden christlichen Konfessionen waren, auf weniger als die Hälfte. Die Mitgliedschaft in einer der Gewerkschaften, die im DGB vertreten sind, sank von knapp zehn Millionen im Jahr 1994 auf 5,6 Millionen im Jahr 2022. Die Parteimitgliedschaften in der SPD sanken von 1990 bis 2022 von etwa 950000 auf knapp unter 400000, in der CDU von knapp 800000 ebenfalls auf unter 400000.

					Immerhin 23,4 Millionen Menschen sind in Deutschland Mitglied in Sportvereinen, aber auch hier sind die Zahlen rückläufig, auch die der Vereine selbst. Hier gibt es Überschneidungen zum Ehrenamt: »Auf Grundlage der bevölkerungsrepräsentativen Studie VuMA (Verbrauchs- und Medienanalyse) wurden von den insgesamt 70,54 Millionen in Deutschland lebenden Personen ab 14 Jahren knapp 15 Millionen Personen im Jahr 2021 zu der Gruppe der Ehrenamtlichen gezählt. Sie zeichneten sich durch andere demografische Strukturen als die Gesamtbevölkerung aus. Die Mehrheit der Ehrenamtlichen in Deutschland war zu dieser Zeit über 50 Jahre alt – knapp ein Fünftel war 70 Jahre und älter. Insgesamt verfügten sie über eine höhere Schul- und Berufsausbildung als die Gesamtbevölkerung: Gut ein Drittel besaß die allgemeine Hochschulreife und etwa 18 Prozent hatten einen Hochschulabschluss. Die Ehrenamtlichen waren zudem zu zwei Drittel voll Berufstätige oder Rentner, die früher berufstätig waren. Außerdem verfügten die Personen mit ehrenamtlichem Engagement über ein insgesamt höheres Haushaltsnettoeinkommen als die deutsche Bevölkerung.«[10] Auch wenn man die Werte zum Ehrenamt als ein gutes Zeichen deuten kann – wobei die Zahlen in diesem Bereich im Unterschied zu den zuvor genannten nicht sinken –, sieht man eine Verzerrung in Richtung höheres Lebensalter und höhere Bildung. Der Nachwuchs etwa bei den freiwilligen Feuerwehren oder beim Roten Kreuz nimmt dagegen ab, seit der Corona-Pandemie verstärkt.

					Nimmt man die hier nur kursorisch ausgewählten Daten, zeichnet sich also seit Jahren ein zurückgehender Organisationsgrad in Institutionen ab, die – wie Gewerkschaften und Kirchen – für Gemeinschaftsbildungen stehen. Besonders die Kirchen waren einmal Institutionen, zu denen unabhängig von Bildung, Einkommen und Vermögen fast alle Menschen einer Gemeinde zählten. Und auch wenn sie höchst polyvalente Institutionen mit zum Teil durchaus fragwürdigen Praktiken waren (deren Offenlegung und Aufarbeitung ein ziemlich zähes Unterfangen ist), war ihre integrative Funktion für die Gesellschaft erheblich, ebenso wie die der Gewerkschaften und der Parteien. 

					Der fast überall sinkende Organisationsgrad zeigt – neutral formuliert – den Fortgang eines Prozesses der Individualisierung an, wie er für moderne Gesellschaften kennzeichnend ist und in der Soziologie schon seit einigen Jahrzehnten beschrieben wird. Individualisierung ist nicht nur ein Verlust an Zugehörigkeit zu Gemeinschaften, sondern auch ein Zeichen für Emanzipation und Eigenständigkeit, auch in der Wahl der Lebensformen. Dazu passt, dass gerade unter jüngeren Menschen die gesunkene Bereitschaft, formales Mitglied einer Organisation zu sein, wenig darüber aussagt, ob und wo und wie sehr man sich engagiert – man geht nur nicht mehr in dem Maße wie früher die Verbindlichkeit formaler Mitgliedschaft ein. Auch die Spendenbereitschaft ist in Deutschland groß; knapp 19 Millionen Menschen haben 2022 Geld für Katastrophenhilfe, Flutopfer usw. gespendet.

				
					
						Die moralische Substanz

					
					Das Bild ist also differenziert, gleichwohl können die gerade beschriebenen Austritte aus der organisierten Zivilgesellschaft aus Sicht der Demokratietheorie nicht optimistisch stimmen. Denn Demokratien leben vom Einsatz ihrer Bürgerinnen und Bürger für ein Gemeinsames. Die berühmteste Formulierung dafür hat der Verfassungsrechtler Ernst-Wolfgang Böckenförde gefunden, als er geschrieben hat, dass der freiheitliche Staat von Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht garantieren kann. Böckenförde entwickelte diesen Befund 1964 vor dem Hintergrund der Beobachtung, dass die Rolle der Religion und der Kirchen in der Entwicklung der modernen Staaten schon damals mehr und mehr schwand. Das warf die Frage auf: »Woraus lebt der Staat, worin findet er die ihn tragende, homogenitätsverbürgende Kraft und die inneren Regulierungskräfte der Freiheit, deren er bedarf, nachdem die Bindungskraft der Religion für ihn nicht mehr essentiell ist und sein kann?«[11]

					Das Paradox des modernen freiheitlichen Staates besteht darin, dass er – im Unterschied zu autokratischen oder totalitären Systemen – die Freiheit der Einzelnen garantiert, aber gleichzeitig nicht erzwingen kann, dass diese Freiheit auch im Sinn der Allgemeinheit und des Gemeinwohls gelebt wird. Am Aufstieg des Neoliberalismus und am Wirken einer Porschefahrerpartei ist auch in der Bundesrepublik zu sehen, wie ein einseitig auf die bloßen Freiheitsrechte des Individuums verkürzter Freiheitsbegriff in der Konsequenz die organisatorisch Mächtigen und finanziell Starken bevorteilt und diejenigen benachteiligt, die ärmer und schlechter organisiert sind.

					Eine solche Form der rücksichtslosen Freiheit ist für die Demokratie als Staatsform der formal gleichen Teilhabe an der politischen Willensbildung schlecht, weshalb Böckenförde von einem »Wagnis« spricht, das der Staat »um der Freiheit willen, eingegangen ist. Als freiheitlicher Staat kann er einerseits nur bestehen, wenn sich die Freiheit, die er seinen Bürgern gewährt, von innen her, aus der moralischen Substanz des Einzelnen und der Homogenität der Gesellschaft, reguliert. Andererseits kann er diese inneren Regulierungskräfte nicht von sich aus, das heißt mit den Mitteln des Rechtszwanges und autoritativen Gebots zu garantieren suchen, ohne seine Freiheitlichkeit aufzugeben«.[12]

					Es bedarf also sowohl der moralischen Substanz der Einzelnen als auch des Leitbildes eines gesellschaftlichen Ganzen, damit eine freiheitliche Ordnung funktionieren kann.  Man kann die »moralische Substanz« vielleicht wieder am Beispiel Uwe Seelers illustrieren, der ja seinen Erfolg eben keineswegs ausschließlich als individuelle Leistung, sondern immer im Kontext seiner Herkunft, seiner Mannschaft, seiner Heimatstadt usw. verstand und deshalb meist in der ersten Person Plural sprach. Und umgekehrt ist ein großes Ganzes, das nicht in undurchschaubare und widersprüchliche Einzelaspekte und -akteure zerfällt, die Bedingung dafür, dass sich diese moralische Substanz an etwas binden, sich realisieren und erhalten kann.

					Und das wiederum wirft die nicht einfach zu beantwortende Frage auf, wie solche nicht durch Gesetze, Verordnungen und Zwangsmaßnahmen garantierbaren Voraussetzungen des freiheitlichen Staates gewährleistet werden können, wenn es doch so viele Anzeichen dafür gibt, dass ein gefühltes gemeinsames Ganzes für viele, wenn nicht die meisten Mitglieder der Gesellschaft gar nicht mehr existiert. Und wenn dieses gemeinsame Ganze durch seltsame und zunächst gar nicht zu verstehende Angriffe etwa auf Feuerwehrleute, Sanitätspersonal, Ärzte und Polizistinnen ganz konkret attackiert wird – sind doch diese Personengruppen genau diejenigen, die nicht für ihre individuellen Interessen, sondern für die allgemeinen zuständig sind. Oder wenn die Gesellschaft von anderen Personengruppen durch Steuervermeidung, -hinterziehung und Cum-Ex-Geschäfte angegriffen und geschädigt wird. Das Gemeinsame löst sich von beiden Rändern her auf. Und die Frage, die sich heute für die freiheitliche Ordnung stellt, ist: Welche Formen der Vergemeinschaftung muss eine Gesellschaft bieten und eine Politik als Leitbild vor Augen haben, damit die »moralische Substanz« der Einzelnen eine Verbindung mit einem gemeinsamen Ganzen eingehen kann?  Oder, anders formuliert, damit alle sich als Teil von etwas verstehen können, von dem die anderen auch ein Teil sind?

					Die Antwort darauf ist nicht, nach den Angriffen auf Feuerwehr und Polizei in der Berliner Silvesternacht 2022 einen »Gipfel gegen Jugendgewalt« einzuberufen, besonders dann nicht, wenn die einberufende Bürgermeisterin Teil jener Partei ist, die seit zwanzig Jahren regiert und ganz offenbar eben diese Jugendgewalt tatenlos hat anwachsen lassen. Die Antwort auf eine sich verbreitende Gefühlslage von gesellschaftlicher Heimatlosigkeit ist auch nicht, dem Innenministerium ein Heimatministerium einzugliedern, wie der hinlänglich in gesellschaftlicher Spaltung engagierte ehemalige Innenminister Seehofer es getan hat, ohne dass bisher auch nur in Spurenelementen zu sehen wäre, was auf den dort vorgesehenen 144 Planstellen so gemacht wird.

					Die Antwort wäre hingegen, dass in der politischen Klasse ein waches Bewusstsein darüber existiert, dass in der gesellschaftlichen Praxis ein Mindestmaß an Zusammenhalt und Vergemeinschaftung gelebt sein muss und dass die gesellschaftlichen Institutionen – die Verwaltungen, die Schulen, die Gerichte, die Krankenhäuser usw. usf. – so funktionieren, dass die Bürgerinnen und Bürger den konstanten Eindruck haben, diese Organisationen seien für sie da und nicht umgekehrt. Das heißt, es muss Zusammenhaltstiftendes geben, damit Zusammenhalt empfunden wird. Das sehen auch die Bürgerinnen und Bürger so.

					Eine Allensbach-Umfrage im Auftrag der Rechtsschutzversicherung Roland von Ende 2022 zeigt, dass lediglich 22 Prozent der repräsentativ Befragten den Zusammenhalt in der Gesellschaft für stark bzw. sehr stark halten, fast zwei Drittel halten ihn für schwach (ein deutlicher Rückgang des Gefühls von Zusammenhalt: 2018 waren erst 56 Prozent der Auffassung, der Zusammenhalt sei schwach, 28 Prozent hielten ihn damals für stark). Und wenn man sie nach den Gründen dafür fragt, sagen 71 Prozent, dass die soziale Schicht das trennendste Moment ist, 70 Prozent nennen Einkommen und Vermögen, 62 Prozent die Herkunft.[13] Das ist bemerkenswert, genauso wie der Befund, dass drei Viertel jener 45 Prozent Befragten, die glauben, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt werden kann, dabei auf die Erziehung von Kindern und Jugendlichen zu Hilfsbereitschaft setzen, »74 Prozent auf die Bekämpfung von Hass und Mobbing im Internet, 73 Prozent auf die Förderung von Chancengleichheit und 72 Prozent auf die Förderung von Solidarität und Hilfsbereitschaft gegenüber Minderheiten und Schwächeren.« Die Begrenzung der Einwanderung halten demgegenüber nur 38 Prozent für eine geeignete Sache, die Förderung von Patriotismus (die man ja hinter der Einrichtung eines Heimatministeriums vermuten darf) lediglich 23 Prozent.

					Der »Freiheitsindex«, den das Allensbach-Institut regelmäßig vorlegt, zeigt eine gesunkene Identifikation mit dem Staat. Den Aussagen, »›der Staat, das sind wir alle‹ und dass es ›an uns Bürgern liegt, wie sich Deutschland entwickelt‹, stimmen insgesamt 43 Prozent der Befragten zu. Im Vorjahr waren es noch 47 Prozent, vor zehn Jahren lag die Zahl mit 37 Prozent allerdings noch tiefer als derzeit. Die Meinung ›wir Bürger haben wenig Einfluss darauf, wie sich der Staat entwickelt‹ vertreten derzeit 46 Prozent, etwas mehr als die 42 Prozent vom Vorjahr. Vor zehn Jahren sahen es allerdings noch 54 Prozent der Befragten so.«[14]

					Nun ja, auch ich habe, wenn ich es mir genau überlege, wenig Einfluss darauf, wie sich der Staat entwickelt – den entsprechenden Wert kann man auch als Ausdruck von Realismus lesen. Die 43 Prozent, die den emphatischen Aussagen »der Staat, das sind wir alle« und »es liegt an uns Bürgern, wie Deutschland sich entwickelt« zustimmen, kann man ebenso wie die Zahlen zum Ehrenamt und zur Spendenbereitschaft so deuten, dass ein sehr großer Teil der Bürgerschaft in Deutschland eine starke Ressource für die Demokratie ist. Die Klage, die aus der Politik oft zu hören ist, in der Bevölkerung verstehe man den Staat mehrheitlich als Liefersystem, bildet sich in solchen Zahlen jedenfalls eher nicht ab.

					Die Demokratiezufriedenheit ist mit kleineren Schwankungen recht hoch: Im Winter 2022/23 lag sie bei 66 Prozent (»sehr zufrieden« und »ziemlich zufrieden«), immerhin ein Drittel zeigt sich unzufrieden. Vor allem das Management der Corona-Pandemie dürfte hier für eine Steigerung gesorgt haben (2018 waren 25 Prozent unzufrieden mit der Demokratie).[15] Aus meiner Sicht spricht aus solchen Zahlen, bei denen übrigens die Werte für den Osten Deutschlands konstant schlechter ausfallen, immer noch eine recht hohe Systemzustimmung, obwohl die Leute – wie bei der Frage des Zusammenhalts – negative Entwicklungen wahrnehmen.

					Und diese Systemzustimmung bildet auch eine Basis dafür, die »moralische Substanz«, auf die der freiheitliche Staat bauen muss, zu stärken. Demokratie, so wird ja gerade in verschiedenen Veröffentlichungen gesagt, sei immer auch eine Zumutung, allerdings eine positive – nämlich selbst für den Erhalt und die Fortentwicklung der Demokratie »in Anspruch« genommen zu werden.[16] Demokratie, schreibt Felix Heidenreich, »ist vor allem nicht eine Zumutung, die den Bürgerinnen und Bürgern von anderen, von ›denen da oben‹ angetan wird, sondern etwas, das sich eine demokratische Gemeinschaft von Bürgerinnen und Bürgern selbst auferlegt. Demokratie ist dann nicht etwas, auf das ›wir‹ Bürgerinnen und Bürger Anspruch haben, sondern etwas, das uns in Anspruch nimmt.«[17]

					Gut, kann man da sagen. Und die Zahlen zum Ehrenamt und zur Spendenbereitschaft deuten ja an, dass ein erheblicher Teil der Menschen in diesem Land sich gern in Anspruch nehmen lässt. Man kann sie noch ergänzen um die vielen jungen Menschen, die ohne jede Verpflichtung ein freiwilliges soziales (oder politisches oder ökologisches) Jahr leisten – mehr als 50000 jährlich. Oder die sich bei Fridays for Future, der letzten Generation, in Ökodörfern, bei Tafeln usw. engagieren, ohne formelle Mitgliedschaften zu haben.

					Aber nehmen sich umgekehrt die politischen, medialen und wirtschaftlichen Eliten eigentlich selbst für die Demokratie so in Anspruch, wie es notwendig wäre, wenn man den vielfältig zu beschreibenden Erosionsprozessen der Demokratie etwas entgegensetzen möchte? Oder sind sie vielfach nicht eher Teil von Parallelgesellschaften, die sich von den Zumutungen und Ansprüchen einer Bürgerinnengesellschaft im emphatischen Sinn abgekoppelt haben und ihr Ding machen? Felix Heidenreich spricht von einer »Resonanzverweigerung« aufseiten der Bürgerinnen und Bürger, wenn sie mehr auf ihre Rechte pochen als auf ihre Pflichten achten, sich rücksichtslos verhalten und den Staat verächtlich machen. Aber man kann diese Resonanzverweigerung auch aufseiten der Eliten antreffen, zum Beispiel dort, wo anonyme Redenschreiber dem Bundeskanzler folkloristische Texte in den Mund legen, in denen von »Unterhaken« die Rede ist, gar von »you never walk alone«, und man sofort denkt, welche DHL-Botin, welcher U-Bahn-Stationen-Reiniger, welche prekär Beschäftigten, welche »Normalos« überhaupt würden sich von solchem Bullshit nicht beleidigt fühlen?

					Dasselbe gilt für Politfolklore wie einer »Respekt-Rente« – mein Vater hätte gesagt, ich habe mein Leben lang gearbeitet und Beiträge gezahlt, was hat mein Recht mit »Respekt« zu tun? Oder das »Gute-KiTa-Gesetz«, wie es Franziska Giffey erfunden hat. Solche Beispiele zeugen ja mehr von einem elitären Paternalismus, der die Bürgerinnen und Bürger wie Kinder anspricht und vermutlich auch so betrachtet. Von Kinderkram wie dem »Doppel-Wumms« sprechen wir höflicherweise gar nicht, auch nicht davon, dass wir ihn nicht serviert bekommen, sondern als Steuerzahler finanzieren. Wir reden auch nicht von der unfasslichen Arroganz des erklärungseingeschränkten Bundeskanzlers, mit der er in einer Pressekonferenz eine ausländische Journalistin abfertigte und das selbst offenbar sehr spaßig fand.[18]

					Das alles und noch viel mehr deutet, sagen wir, eine erhebliche lebensweltliche Distanz des politischen Betriebs von den – wie Helmut Kohl zu sagen pflegte – »Menchen in unserem Lande« an, eine Distanz, die mit den Eigenlogiken von Parteikarrieren genauso zu tun hat wie mit den eingangs genannten Herkünften und Bildungshintergründen. Und diese Distanz spiegelt sich auch in einem Medienbetrieb, der sich seinerseits mehr für »das politische Berlin« und dessen interne Verfahren, Intrigen und Ränke interessiert, als für das empirische Geschehen im Land, wie alle medienwissenschaftlichen Studien zur Berichterstattung über die vergangenen und aktuellen Krisen zeigen. Und sie reflektiert sich wiederum in Haltungen und Handlungen der wirtschaftlichen Eliten, die vielfach über den Wassern zu laufen scheinen und sich – wie bei einer öffentlich finanzierten Bahn, die kaum 60 Prozent Pünktlichkeit schafft – Boni in Millionenhöhe auszahlen. Offenbar für besondere Leistungen, die der Kundschaft aber verborgen bleiben.[19]

					Mir geht es hier nicht um ein pauschales Bashing von Politikerinnen, Medien- und Wirtschaftsleuten – das wäre selbst Teil des Problems, das ich in diesem Buch zu beschreiben versuche. Ohne jeden Zweifel gibt es unglaublich tolle Menschen in der Politik – und zwar auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene, und ich persönlich bin viel zu faul, um deren Arbeitspensum bewältigen zu wollen. Und selbstverständlich gibt es im Journalismus Frauen und Männer, die Reportagen und Analysen liefern, die uns helfen, das, was da in der Welt vorgeht, zu verstehen. Und die sich noch für die engagieren, über die sie berichten. Und natürlich haben wir eine Menge von Unternehmerinnen und Unternehmern, Managerinnen und Managern, die sich für das Gemeinwohl nicht nur interessieren, sondern auch engagieren – nicht wenige nicht nur privat, sondern mit ihren Unternehmen. All diese Menschen sind extrem wichtig für eine freiheitliche Ordnung, die im Sinn von Böckenförde funktioniert, und sie alle bemühen sich um jenes Resonanzverhältnis, in dem sich auch die Bürgerinnen und Bürger als Gleiche zu Hause fühlen können.

					Aber dummerweise gibt es auch nicht wenige, die mit diesem Resonanzverhältnis absichtlich oder nur aus Ignoranz Schindluder treiben und die erheblich dazu beitragen, die Demokratie auf den Hund zu bringen. Die folgenden Kapitel werden daher nicht nur die Fahrlässigkeiten und Verwahrlosungen im demokratischen Betrieb thematisieren, sondern jeweils auch an Beispielen zu zeigen versuchen, wie es besser gehen kann, als es gerade geht. Denn eine lebendige Demokratie braucht eine Politik, deren Horizont sich nicht auf die Gegenwart und deren Reparaturerfordernisse beschränkt. Politik braucht ein Leitbild. Und ein solches Leitbild ist nichts für kostenlose Festreden, sondern muss in der alltäglichen Praxis der Demokratie gelebt werden, empfunden werden, belastbar sein. Dafür braucht es eine Menge Menschen, die dieses Leitbild in ihrem Handeln verkörpern.

					Gerade in Zeiten, in denen weltweit die Zahl der Demokratien zurückgeht und die der Autokratien und Diktaturen zunimmt, genügt es nicht, von Werten zu reden, ohne zu prüfen, ob sie erstens noch in Geltung und zweitens noch zeitgemäß sind. Wenn man eine »wertegeleitete Außenpolitik« propagiert und zugleich Waffenbauteile an das menschenverachtende Regime in Saudi-Arabien liefert, aber absolut nichts für die 87 Millionen Frauen und Männer im Iran tut, die mit Todesmut für ihre Freiheit kämpfen – sollte man einfach tun, was man tun zu müssen glaubt, aber bitte nicht von Werten reden. Und wer der Auffassung ist, dass eine Wachstumswirtschaft, die ihre eigenen Voraussetzungen – Böden, Gewässer, Wälder – zunehmend radikal zerstört, um jeden Preis fortgesetzt werden muss, sollte einfach sagen, dass ihm oder ihr so ziemlich gleichgültig ist, ob nach ihrer besonders wertvollen Existenz andere auch noch leben dürfen. Und wer als Medienschaffende zu keiner Form von Selbstreflexion, geschweige denn Selbstkritik in der Lage ist, sollte eigentlich begreifen, dass sie oder er den Beruf verfehlt hat. Dessen Relevanz bestimmt sich nämlich nach seinem Beitrag für eine lebendige Demokratie, nicht nach Klickzahlen, Reichweite und Werbeeinnahmen.

					In einem 21. Jahrhundert, das fast schon zu einem Viertel vorbei ist, braucht es kein selbstgewisses Senden entschiedener Botschaften, sondern die gemeinsame Vergewisserung darüber, dass es eine offene Frage ist, wie zivilisiert man durch dieses Jahrhundert kommen kann. Und zwar so, dass die Jüngeren die Freiheit haben, ihre Zukunft zu gestalten. Die Demokratie und die freiheitliche Ordnung sind in der ersten Hälfte des 21. Jahrhunderts nichts Gegebenes, sondern ein Lernprozess, der Gemeinschaftlichkeit voraussetzt, ein zivilisatorisches Projekt. Um dieses Projekt ging es Uwe Seeler. Und geht es mir in diesem Buch.

				
					2. Was war noch mal die »Zeitenwende«?

				
					»Kriegsschiffe statt Kreuzfahrtschiffe: Ist das die Zeitenwende?« – »Wenn Sie es so plakativ formulieren wollen.«[20]

				

					
						Politische Folklore

					
					Man sollte, das lehrt die Geschichte, sehr vorsichtig sein, wenn man die Bedeutung von Ereignissen seiner Gegenwart für eine künftige Geschichtsschreibung einschätzen will. Vieles von dem, was tagesaktuell als »historisch« erscheint – eine Bundestagswahl, der Rücktritt von irgendwem, eine Naturkatastrophe, ein technischer Unfall, eine Erfindung –, wird später nicht in Geschichtsbüchern auftauchen oder höchstens als Fußnote. Eine Wahl wird ja nur dann bedeutsam gewesen sein, wenn in der folgenden Legislaturperiode etwas Fundamentales geschieht – vielleicht so etwas wie die »Hartz-IV-Reformen«, das tatsächlich einzige wirklich tiefgreifende politische Reformwerk der letzten dreißig Jahre deutscher Politik. Rücktritte lassen die Zurückgetretenen bald in der Versenkung verschwinden, das liegt in der Natur der Ökonomie der Aufmerksamkeit. Vielleicht tauchen sie später noch mal in der Rubrik »Was macht eigentlich…« auf oder versuchen eine neue Karriere, wie der hochstaplerische Ex-Minister Guttenberg.

					Naturkatastrophen werden in einer Zeit der Extremwetterereignisse schnell von einer nächsten übertroffen – die vielen »Jahrhundertfluten«, die das 21. Jahrhundert schon erlebt hat, kann man gar nicht mehr zählen. Dasselbe gilt für technische Großunfälle; Wiederholung normalisiert sie und macht sie historisch uninteressant. Und Erfindungen? Na gut, auch da wird Grundstürzendes nur alle paar Jahrzehnte gemacht. Die letzte Erfindung, die die Welt verändert hat, war das Smartphone, die vorletzte das Internet. Sonst war nicht viel in den letzten dreißig Jahren.

					Umgekehrt wird manches »historisch«, was zur Entstehungszeit gar nicht beachtet wurde. Der Tagebucheintrag von Franz Kafka vom 2. August 1914, »Deutschland hat Russland den Krieg erklärt. – Nachmittags Schwimmschule« ist der Klassiker dazu. Später wird dieses Datum der Beginn der »Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts« gewesen sein. Die Kurzsichtigkeit der Zeitgenossenschaft erklärt sich daraus, dass die Ereignisse, die in einer Gegenwart erlebt werden, ihre Bedeutung ja erst in der Zukunft dieser Gegenwart entfalten – und die kann niemand wissen. Außerdem kann je nach dem Gegenwartszustand ein Ereignis aus der Vergangenheit erst zu historischer Bedeutsamkeit aufgewertet werden, wie es etwa mit dem »Wunder von Bern«, dem Sieg der deutschen Fußballnationalmannschaft über die ungarische 1954 geschah, was zum Zeitpunkt des Geschehens gar nicht viele Menschen interessierte.[21] So etwas kann später durch Filme oder Romane oder auch durch politische Mythologie geschehen – »invented traditions«,[22] die sich für politische Instrumentalisierungen eignen. »Die Schlacht auf dem Amselfeld«, die der serbische Diktator SlobodanMilošević als Gründungsmythos für ein Großserbisches Reich instrumentalisierte, gehörte in Wahrheit zu den eher belanglosen, aber retroaktiv aufgewerteten historischen Ereignissen, der Rütlischwur desgleichen.

					Zudem: Die Gedächtnisse von Gesellschaften sind wie die von Individuen opportunistisch. Immer werden Erinnerungen an dieses oder jenes im Licht der Gegenwart verwendet und dabei stets umgeschrieben. Im Fall von Gesellschaftsgeschichten gibt es mit der Geschichtswissenschaft allerdings eine professionelle Disziplin, die die historischen Fakten festhält, was diese Fakten aber nicht davor schützt, immer wieder neu interpretiert zu werden. Zumindest gilt dies, solange Ereignisse noch im Zeitraum des »kommunikativen Gedächtnisses« lebendig sind und verhandelt werden – das betrifft jenen Raum, den etwa drei Generationen umspannen, in dem also »Zeitzeuginnen« und »Zeitzeugen« mit ihren Enkelinnen und Enkeln direkt kommunizieren können.[23] In dieser Spanne ist die Geschichte »heiß«, Deutungen werden verhandelt, neu entwickelt, revidiert. Dieses Fluide hat das »kulturelle Gedächtnis« nicht mehr – in ihm sind Erinnerungs- und Vergangenheitsbestände erkaltet, zu fester Form geronnen und verkörpert in Gestalt von Denkmälern, Geschichtsbüchern, Museen usw. usf.[24] Aber auch das ist nicht in Marmor gemeißelt: Gruppen, die im kulturellen Gedächtnis marginalisiert sind, können unter bestimmten Bedingungen dagegen rebellieren und für eine Reformulierung der Geschichte kämpfen – wie man es in der Gegenwart infolge der Black-Lives-Matter-Bewegung und des postkolonialen Diskurses erlebt.

					Also: Was »historisch« ist und was nicht, entscheidet sich irgendwann, aber ganz sicher nicht in der Gegenwart. Insofern ist es schon kurios, wenn am Tag nach der Verkündigung einer »Zeitenwende« durch den Bundeskanzler alle Medien die zugehörige Rede als »historisch« deklarieren und dieser Begriff fürderhin wie eine sich selbst erfüllende Prophezeiung durch den aktuellen Sprachgebrauch geistert, wahlweise auch als »neue Zeit«. Der Anlass für die Verkündigung dieser »Zeitenwende« ist bekanntlich der Angriff Russlands auf die Ukraine, was in historischer Perspektive möglicherweise als Regionalkrieg ohne besondere historische Bedeutung verzeichnet werden wird. Je nachdem, wie er sich entgrenzt und eskaliert, hat er auch das Potenzial, als »Dritter Weltkrieg« höchst geschichtsbedeutsam zu werden, was dann übrigens eine ganz andere Zeitenwende wäre, als der Kanzler glaubt. Aber auch dies ist nur ein weiteres Beispiel dafür, dass die Bedeutung von Geschehnissen erst später erkennbar wird. Die Zukunft entscheidet, was »historisch« gewesen sein wird, nicht die Gegenwart.

					Man kann aber davon abgesehen fragen: Was macht denn eine »Zeitenwende« aus – der Wechsel eines militärpolitischen Paradigmas? Das wäre die Umstellung der Militärdoktrin von der Verteidigungsbereitschaft gegenüber terroristischen Gruppen und der flexiblen Kampfbereitschaft einer Einsatzarmee für »kleine Kriege« zurück auf den großen zwischenstaatlichen Krieg, wie er sich gerade vollzieht und zu erheblichen Aufrüstungen führt. Aber ist das schon eine Zeitenwende, wenn doch alles andere in der Gesellschaft, von Verschiebungen in den jeweiligen Haushalten abgesehen, gleichbleibt? Niemand verändert das Wirtschaftssystem, auch wenn es frivole Versuche gibt, gleich mal eine »Kriegswirtschaft« zu fordern. Niemand fordert dazu auf, die staatliche Institutionen-Architektur zu verändern, Wahlen auszusetzen, den Notstand auszurufen. Nichts verändert sich im routinierten Abarbeiten oder Liegenlassen von Aufgaben in den zuständigen Institutionen, die Kinder gehen zur Schule, die Erwachsenen zur Arbeit, niemand macht Revolution, nirgendwo ist ein Bürgerkrieg zu sehen, nicht einmal neue Parteien treten auf den Plan.

					Wieder einmal gilt Odo Marquards Diktum, dass immer mehr Nichtkrise als Krise herrscht – und tatsächlich ist wohl eine Zeitenwende nicht zu sehen, wenn von einem »Sondervermögen« in Höhe von sagenhaften 100 Milliarden Euro nach einem Jahr noch nicht ein einziger Cent abgerufen wurde. Auch die Zeitenwende ist, wie die Energiewende, die Wärmewende, die Verkehrswende, ein offensichtlich behäbiger Vorgang. Wahrscheinlich ist sie gar keine, sondern nur Politfolklore.

					Die Definition einer Zeitenwende müsste ja voraussetzen, dass sich ein Vorher und ein Nachher grundsätzlich unterscheiden, wie etwa nach einer Revolution, einer tiefgreifenden Pandemie, dem Untergang einer Weltmacht. Die Französische Revolution war gewiss eine Zeitenwende, die Pest ebenso, das dritte Beispiel ist schon fraglich. Sicherlich war der Untergang des Ostblocks als einer kompletten politischen Hemisphäre ein tiefer Umbruch, aber gerade der fiel und fällt im Ergebnis ganz anders aus, als die Zeitgenossen 1989 glaubten. Statt des finalen Siegeszugs des westlichen Systems, gleich ausgerufen als das »Ende der Geschichte«, bildete es den Beginn einer neuen geopolitischen Machtfiguration, in der womöglich nicht das Ende der Geschichte, aber der Geschichte des Westens heraufdämmert. So kann man sich täuschen.

					Aber zurück in die Gegenwart: Gibt es 2023 ein Nachher, das ganz anders ist, als das Vorher 2022 war? Offensichtlich nicht. Insofern ist die Rede von der Zeitenwende nur dummes Zeug, das alle nachplappern. Aber vielleicht sind der Angriffskrieg Russlands und die damit verbundenen politischen Umsortierungen in der EU und in den Staaten des NATO-Bündnisses ein Unterpunkt im Prozess einer viel umfassenderen Zeitenwende, einer, die tatsächlich das Etikett »historisch« verdient hätte. 

					Diese mögliche Zeitenwende hat zwei Linien, die man jetzt schon ziehen kann und die einen zukünftigen Geschichtsraum mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit definieren werden. Die eine Linie betrifft jene geopolitische Neuordnung, die mit dem Aufstieg Chinas und anderer im 20. Jahrhundert noch wenig mächtiger Staaten verbunden ist. In diesem Feld haben sich die bestehenden Machtbalancen eindeutig zu Ungunsten der seit 1989 dominierenden Machtfiguration »Westen« und zugunsten eines sich gerade konturierenden Blocks verschoben. Einige Entwicklungsländer von damals agieren inzwischen ihrerseits als globale Mächte: »Im Ranking der zwanzig wirtschaftlich stärksten Länder besetzen sie fast die Hälfte der Positionen und erwirtschaften kaufkraftbereinigt ein größeres Bruttoinlandsprodukt als die dem Westen zugerechneten Staaten. In den kommenden Jahren werden sie eine klare Vormachtstellung erringen; während die USA sich vorläufig noch behaupten, fällt Europa ins zweite oder dritte Glied zurück. Der Kontinent, der noch im Kalten Krieg den Hauptschauplatz bildete, rückt an den Rand des Weltgeschehens.«[25]

					Das Entstehen dieser Figuration ist von der US-amerikanischen Außenpolitik spätestens seit der ersten Regierung Obama gesehen worden; Europa selbst hat sich dieser Entwicklung gegenüber bis 2022 außenpolitisch blind und passiv verhalten. Diese Entwicklungslinie ist für alles, was in den nächsten Jahren und Jahrzehnten geo- und machtpolitisch geschehen wird, höchst bedeutsam. Ob sie in einer langfristigen historischen Optik mehr ist als eines der üblichen Aufstieg- und-Fall-Szenarien von Imperien, die die Geschichtswissenschaft beschreibt, weiß man nicht.

					Die andere Linie zeichnet eine noch tiefgreifendere Veränderung ab. Sie geht nicht auf neue Machtbalancen und Systemkonkurrenzen – also auf soziale Faktoren – zurück, sondern auf die tiefgreifende Modifikation der Überlebensbedingungen für die menschliche Lebensform, also auf naturale Faktoren. Das ist neu und war bislang noch nicht Gegenstand der Geschichte, die Menschen machen. Ausnahmslos alle einschlägigen wissenschaftlichen Befunde zeigen vehemente Veränderungen in der Biosphäre und im Klimasystem. Und deren Folgen für das Weiterleben der Menschen reichen von Bodenverlusten und Extremwetterereignissen über Ernährungsprobleme und Migrationsströme bis hin zu den sogenannten Kipp-Punkten im Erdsystem, die das hochkomplexe Gesamtgefüge von Meeresströmungen, Klimazonen, Kohlenstoffsenken usw. stören und Folgen haben können, die man beim besten wissenschaftlichen Wissen noch gar nicht vorhersagen kann. Nur dass sie nicht förderlich sein werden, kann man annehmen.

					Für solche grundstürzenden, umfassenden Veränderungsprozesse in einer hochgradig interdependenten Welt mit der größten Gesamtbevölkerung, die es je gegeben hat, liegt keinerlei historisches Erfahrungswissen vor. Was jetzt geschieht, gab es noch nicht. Und bedauerlicherweise ist es wahrscheinlich, dass die bisherigen Erfahrungen und Wissensbestände in Sachen Krisenbewältigung nicht viel hergeben für die künftige Entwicklung, weil es sich bei dieser Veränderung nicht um eine vorübergehende Veränderung von Teilsystemen – wie bei einer Pandemie, einem Krieg, einer Revolution – handelt, nach deren Bewältigung Regulierungen einsetzen, die ein Teilsystem innerhalb des Erdsystems neu justieren. Sondern es geht, nach allem, was wir wissen, ums Ganze, und damit müssen die Menschen zum ersten Mal umgehen.

					Einstweilen tun sie das, indem sie die Dimension verleugnen und deshalb »Zeitenwenden« für vergleichsweise kleine Phänomenbereiche ausrufen. Tatsächlich spricht aus meiner Sicht viel dafür, den Ukrainekrieg im größeren Zusammenhang der Veränderung im Erdsystem zu betrachten (vgl.

					S. 83). Denn wenn diese Veränderung immer und längerfristig mehr und mehr Veränderungen in den Überlebensbedingungen der Menschen mit sich bringt, dann werden imperialistisch motivierte Landnahmen und Kriege schon deswegen wahrscheinlicher, weil bewohnbares Land mit lebensdienlichen klimatischen Verhältnissen weniger wird. Wir können in diesem Zusammenhang auch über Wasser sprechen, über Hitze, über Hurrikans und noch über vieles mehr. Und über Ressourcenkonkurrenz, die heftiger wird, je knapper die Ressourcen werden. Die zivilisatorischen Fortschritte, die in den vergangenen Jahrhunderten erreicht wurden und die sich in einem immer weiter absinkenden Gewaltniveau und höherer Lebenssicherheit niederschlugen, können schnell dahin sein, wenn es für immer größer werdende Gruppen um die Sicherung ihrer wirtschaftlichen Grundlagen unter wachsendem Umweltstress geht.[26]

					Alles das ist, und nun kommt der entscheidende Punkt, überhaupt keine Neuigkeit. Wir wissen das seit Jahrzehnten. Die Neuigkeit ist, dass Ignorieren nicht mehr hilft.

					Gerade weil dieser Vorgang ein erstmaliger in der Geschichte der Menschheit ist, lag es ein halbes Jahrhundert lang nahe, ihn nicht zur Kenntnis zu nehmen. Tatsächlich ist das der dominante Umgang mit allem diesbezüglichen Wissen seither. Man hat trotz aller Daten und Befunde, aller Studien und Phänomene erst mal so weitergemacht wie zuvor. Das liegt vor allem daran, dass das bis weit in das 20. Jahrhundert hinein dominierende Menschheitsproblem die soziale Frage war. Die Frage nach der möglichst gerechten Verteilung von Lebens- und Überlebenschancen hat die Arbeiterbewegung genauso hervorgebracht wie den Faschismus und den Sowjetkommunismus, die soziale Marktwirtschaft wie den Austromarxismus, die verschiedenen Ausprägungen kapitalistischer Systeme, liberale und totalitäre Lösungen, freiheitliche und gewaltvolle, integrative und ausgrenzende gesellschaftliche Formen.

					Immer ging es darum, wie und für wen man Teilhabe an den verfügbaren Gütern und Leistungen gewährleisten konnte und wollte. Die Lösung, die wahrscheinlich am meisten zur Befriedung der sozialen Frage beigetragen hat, war die in der westlichen Nachkriegszeit entwickelte soziale Marktwirtschaft, die erhebliche Wohlstandszuwächse und nichtmaterielle Vorteile wie Bildungs-, Gesundheits- und Sozialversorgung gebracht hat. Aber egal, welche Lösung der sozialen Frage versucht wurde: Immer dominierte sie das gesellschaftliche Naturverhältnis. Denn die Natur wurde systemunabhängig als ein grenzenloses Lager voller Rohstoffe für die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse definiert und als solches behandelt.

				
					
						Natur spricht

					
					Man konnte dabei zunächst überhaupt nicht absehen, welche Folgen ein solches Naturverhältnis für die langfristigen Überlebensbedingungen haben würde – die Entwicklung von menschlichen Gesellschaften vollzieht sich global ungleichzeitig, und die Entwicklungshorizonte sehen in einer leeren Welt anders aus als in einer vollen.[27] Egal: Die Folgen dieses räuberischen Umgangs mit der Natur stellen sich, obwohl sie sich im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts bereits abzeichneten, erst im 21. Jahrhundert in aller Dramatik dar.[28] Metaphorisch gesprochen: Die meiste Zeit, seit die Menschen begonnen haben, nichtnachhaltig zu wirtschaften, hat die Natur dazu »geschwiegen«. Tierarten sind ausgestorben, Landschaften verödet, tote Zonen sind in den Meeren entstanden. Aber jetzt, im 21. Jahrhundert, »spricht« die Natur, und zwar Klartext. Seinen Ausdruck findet dieser Text in Bränden, Dürren, Hurrikans, Überschwemmungen, Hitzewellen, Erdrutschen und Überflutungen. Und im Verschwinden von Arten: Ein Drittel der Vögel ist weg, die natürlichen Ökosysteme sind um die Hälfte reduziert.[29]

					Das heißt: Neben die soziale Frage ist mit Macht die ökologische Frage getreten. Lösungen für beide Fragen stehen aber einstweilen in Widerspruch zueinander, denn die gelingende Bewältigung der sozialen Frage hat die ökologische erst entstehen lassen. Die zivilisatorische Aufgabe, beide Fragen zusammen lösen zu müssen, hat sich so noch nie gestellt (obwohl schon Marx darauf hingewiesen hatte, dass die Quellen der kapitalistischen Aneignung Kapital, Arbeit und Natur sind).

					Die ausbleibende Bearbeitung dieses Problems hat mit dem Erfolg der Bewältigung des einen Teils, des sozialen, zu tun. Niemand weiß, wie man die soziale Frage befrieden soll, wenn man zugleich auch Frieden mit der Natur schließt. Deshalb ziehen die Gesellschaften und ihre Wirtschaften es vor, das Problem zu ignorieren. Und genau das erzeugt nicht nur eine Zunahme unterschiedlicher Krisen, die jede auf ihre Weise mit dem Problem zu tun haben. Sondern die Zunahme der Krisen erzeugt auch eine zunehmende Reaktanz: einen Verlust von Überblick einerseits und eine Aggressivität in den Lösungsversuchen andererseits, die kontinuierlich zunimmt.

					Statt Frieden mit der Natur zu schließen, was ein höheres zivilisatorisches Niveau der menschlichen Konfliktlösungen voraussetzt, wird der Krieg gegen die Natur umso intensiver fortgesetzt, je aggressiver der Umgang der Gesellschaften miteinander wird. Und umgekehrt, denn beides bedingt sich gegenseitig. Wenn wir keinen Frieden mit der Natur schließen, wird der Weltfrieden eine unerreichbare Utopie.

					Die wirkliche Zeitenwende ist definiert durch die Neuartigkeit des Überlebensproblems. Und sie wird bestimmt durch die Folgen der Versuche, den Umweltstress und die künftigen Knappheiten zu bewältigen. Je größer der Überlebensstress wird, desto verbissener wird die Konkurrenz. Das könnte eher ein Zeiten-Ende sein, denn das wird keinen Stein auf dem anderen lassen. Die vergleichsweise lächerliche Mobilisierung von mehr Mitteln für das Militär ist ja nicht mehr als ein Anachronismus, die Anwendung alter Rezepte für neue Probleme.

					Eine so umrissene Zeitenwende bedeutet notwendig auch eine ganz neue Reihung von politischen Aufgaben und Prioritäten, sonst wird man sie nicht meistern und mit Pauken und Trompeten untergehen. Und schwupps sieht man: dass so etwas wie ein Krieg eine geradezu willkommene Gelegenheit ist, sich ganz intensiv den alten Aufgaben und Priorisierungen zu widmen und sich vom eigentlichen Problem abzuwenden. Ethologisch könnte man das als eine Art von Übersprungshandlung beschreiben, psychologisch als Realitätsverweigerung, politisch als Versagen vor der Aufgabe.

					Wir sehen: eine Refossilisierung der Energiewirtschaft, das Kontraproduktivste, was gerade passieren kann. Wir sehen: eine
						Renaissance der Rüstungsspirale, das Kontraproduktivste, was gerade passieren kann. Wir sehen: eine Vereinfachung von komplexen politischen Perspektiven und Optionen auf Gut und Böse, das Kontraproduktivste, was gerade passieren kann. Wir sehen: eine Zunahme von Aggressivität gegenüber Denken, das Kontraproduktivste, was gerade passieren kann.

					Und wir sehen mit Bestürzung: Eine Zeitenwende ist etwas ganz anderes. Nämlich etwas, was nicht wir machen, sondern was geschieht. Und damit eine Aufgabe, vor der wir zivilisatorisch stehen und für die wir einstweilen noch gar keine Lösung haben. Wir spüren diese Aufgabe nur, als Vibrationen im System, als mentale seismische Störungen, als Angst davor, dass die Rezepte von früher nicht mehr helfen, dieses neue Problem zu meistern.

					Es gibt drei Möglichkeiten: das Problem kognitiv zu bewältigen – also so zu tun, als existiere es nicht (solange die Mittel reichen). Oder Nebenkriegsschauplätze zu eröffnen und mitzuteilen, man habe jetzt mal wieder Wichtigeres zu tun. Oder es real anzugehen – und dabei davon auszugehen, dass sehr Vieles anders und gelegentlich unkomfortabler werden wird als gewohnt.

				
					
						Demokratie muss man persönlich nehmen

					
					In diesem Buch wird es um die verhängnisvolle Strategie der politischen, wirtschaftlichen und medialen Eliten gehen, die Symptome des Zeiten-Endes einer westlich geprägten Epoche zu ignorieren, anstatt sie als Impulse für einen notwendigen Richtungswechsel aufzunehmen. Das Kulturmodell der permanenten Steigerung von Wohlstand und Konsum, des Wettbewerbs und der Überbietung, des Kriegs gegen die Natur und die anderen hat sich überlebt. Und es gibt viele Leute, die das nicht nur spüren, sondern die auch zu Veränderungen bereit sind. Aber die in den vergangenen Jahrzehnten gewachsene und besonders durch die Krisenereignisse der vergangenen Jahre noch vertiefte Distanz zwischen den Eliten und der Mehrheitsbevölkerung ist ein Hindernis dafür, endlich den notwendigen Richtungswechsel zu beginnen. Diese Distanz ist auch eine substanzielle Gefahr für die Demokratie.

					Es genügt nicht, wenn die Politik den erodierenden gesellschaftlichen Zusammenhalt beklagt – sie muss sich selbst und ihre Praxis als eine der Ursachen für das Schwinden des Zusammenhalts begreifen. Die Politik der deutschen Gegenwart hat kein Leitbild, und schon gar keins, was an den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts geschult wäre. Eine Politik ohne Leitbild hat kein Gestaltungsziel, weiß nicht, auf welche Zukunft hin sie ein Land, eine Gesellschaft entwickeln will und soll. Und kann deshalb auch keine Orientierung geben, was besonders dann misslich ist, wenn die multiplen Krisen selbst anzeigen, dass die vorliegenden Rezepte nicht mehr helfen. Eine Politik ohne Leitbild ist, anders gesagt, selbst kaum mehr als ein Korken auf den Wellen, Kräften folgend, aber nicht orientiert und auch nicht orientierend. Deshalb all dies Kontraproduktive, Aus-der-Zeit-Gefallene, Aktionistische und Aggressive, das ich in den folgenden Kapiteln beschreiben werde.

					Dabei bemühe ich mich, nach den Situations- und Problembeschreibungen jeweils auch Perspektiven, Ansätze und Beispiele für die Möglichkeiten des Gelingens des notwendigen Richtungswechsels zu zeigen. Auch wenn wir nach drei, vier Jahrzehnten zahlreicher wirtschaftlich und politisch falscher Weichenstellungen mittlerweile in einem Land leben, in dem vieles von gestern, verschlissen, verwahrlost und übernutzt ist, haben wir als Bewohnerinnen und Bewohner Deutschlands doch das ungeheure Privileg, in einer reichen und freien und demokratischen und rechtsstaatlich verfassten Gesellschaft zu leben, was bedeutet, dass wir eine Menge Handlungsspielräume haben, die Dinge zum Positiven zu verändern.

					Daher ist dieses Buch der empirisch informierte Versuch zu zeigen, was aus welchen Gründen falsch läuft, wie gefährlich das für die Demokratie ist und wie man gegensteuern könnte. Dabei geht es um den Zusammenhang der Krisen, die keine voneinander unabhängigen Geschehnisse sind, um den Irrsinn des Kriegführens und des Abschieds von einer Friedenspolitik, um den Abstieg des Westens in einer grundlegend veränderten weltpolitischen Figuration und schließlich um Politik, Wirtschaft, Medien und um das Wichtigste in einer lebendigen Demokratie: die Leute.

					Und immer auch um die Umrisse eines Leitbilds, das wir brauchen, um zivilisiert durch dieses Jahrhundert zu kommen.

					Ich nehme alles, was ich auf den folgenden Seiten beschreibe, persönlich. Und zwar deswegen, weil Demokratie nur bewahrt und fortentwickelt werden kann, wenn es genug Menschen gibt, die die Demokratie persönlich nehmen. Meine Einschätzung ist, dass es eine breite Mehrheit in der ganz normalen Bevölkerung gibt, die das Handeln und die Haltungen der politischen, wirtschaftlichen und medialen Eliten als weit entfernt von ihren eigenen Wahrnehmungen, Werten und Wünschen empfindet, und das ganz zu Recht. Es ist ein gefährliches Versäumnis, diese Empfindungen nicht zur Kenntnis zu nehmen und dem Rechtspopulismus zur Instrumentalisierung anzubieten. Und stattdessen unernst und albern von »Augenhöhe«, »Respekt«, »die Menschen mitnehmen« zu reden und gerade damit immer wieder unter Beweis zu stellen, dass man sie, die Bürgerinnen und Bürger, im Grunde für unmündig, anleitungs- und betreuungsbedürftig hält. Oder für dämlich.

					Elitismus ist toxisch für die Demokratie, wie man am Erfolg antielitistisch auftretender Populisten von Trump bis AfD plastisch sehen kann. Mir scheint, es wäre dringend an der Zeit, sich nicht mehr in rituellem Entsetzen über die antidemokratischen Entwicklungen zu gefallen, sondern in einem substanziellen, verfassungspatriotischen Sinn ein Bündnis mit den guten Leuten, mit der Mehrheitsbevölkerung in diesem Land einzugehen. Da muss dann mal Schluss sein mit den Selbstgesprächen der Politik, mit dem Erklären, mit der Blasiertheit, mit den von Agenturen geschriebenen Slogans, die so durchschaubar unwahr sind. Dann wird vielleicht alles noch mal wieder gut.

				
					3. Das Krisengeflecht

				
					
						Von sich selbst nicht aufgehalten sein

					
					Beginnen wir mit einer Nachricht aus dem vergangenen Hitzesommer, der Europa eine spektakuläre Dürre, diverse Waldbrände und vielerorts Niedrigwasser in den Flüssen brachte, das in Frankreich den Betrieb mehrerer Atomkraftwerke unmöglich machte und in Deutschland die Versorgung von Kraftwerken mit Kohle stark erschwerte, weil die Frachtschiffe nicht oder nur halb beladen fahren konnten. Der Verkehrsminister der Bundesrepublik zog daraus eine Schlussfolgerung, die er der Öffentlichkeit am 29. August 2022 zur Kenntnis brachte: Wenn diese Flüsse partout zu niedrige Wasserstände aufwiesen, dann müsse man sie eben vertiefen. »Der Bundesverkehrsminister bezeichnete das aktuelle Niedrigwasser als Notlage und verwies auf die Folgen des Klimawandels, zu dem auch ›immer wieder extreme Niedrigwasserperioden‹ gehörten. Wissing sieht in der Vertiefung des Flusses eine Lösung gegen die dadurch entstehenden Probleme der Binnenschifffahrt.«[30]

					Man ist geneigt, darin einfach einen Ausdruck von Dummheit zu sehen, der schon deshalb wenig irritiert, weil das Bundesverkehrsministerium einem sorgfältig geheim gehaltenen Grund zufolge immer mit einer maximal inkompetenten Person besetzt wird. Aber hier liefert Dummheit allein keine hinreichende Erklärung. Was Minister Wissing zum Ausdruck bringt, ist die vollständige Unfähigkeit, in Kategorien der Endlichkeit und des Aufhörens zu denken. Denn er verweigert sich der Einsicht, dass Niedrigwasser mit fehlendem Wasser zu tun hat. Und dass das Wasser deshalb fehlt, weil zunehmende Hitze- und Dürreperioden zu den lange prognostizierten Folgen des Klimawandels zählen. Was er sieht, ist die Folge, die aus Niedrigwasser in Flüssen für die wirtschaftlichen Wertschöpfungsketten entsteht, und diese Folge ist aus seiner Sicht nicht akzeptabel.

					Schon im Jahr 2006 hatte der britische Ökonom Nicholas Stern die erwartbaren volkswirtschaftlichen Kosten des Klimawandels auf fünf Prozent des jährlichen globalen Bruttoinlandsprodukts taxiert. Sie ergeben sich nicht nur aus der Notwendigkeit, klimawandelsbedingte Katastrophen – wie etwa die Flutkatastrophe im Ahrtal im Sommer 2021 – kompensieren zu müssen, sondern gerade aus Produktionsausfällen, Transportschwierigkeiten, Lieferproblemen etc. Die Kosten für die Bekämpfung des Klimawandels beliefen sich Sterns Berechnungen zufolge dagegen auf etwa ein Prozent des BIP, weshalb er die vermiedene Bekämpfung als das »größte Marktversagen« der Wirtschaftsgeschichte bezeichnete. Inzwischen geht Stern von einer Verdoppelung der Kosten aus, weil das Marktversagen seit 2006 fortgesetzt wird.

					Solche Berechnungen, die übrigens zum selben Zeitpunkt mit demselben Ergebnis von der Unternehmensberatung McKinsey vorgelegt wurden, müssten ja gerade einem Minister aus einer wirtschaftsliberalen Partei geläufig und einleuchtend sein, sind es offenbar aber nicht. Aber der Mann ist, wie sehr viele seiner Mitpolitikerinnen und Mitpolitiker, Opfer der Erfolgsgeschichte des modernen Wachstumskapitalismus. Denn dieser verdankt seine globale Erfolgsgeschichte dem mit der Aufklärung und dem Entstehen industrieller Produktionsweise in die Welt gekommenen Glauben, dass erstens Menschen etwas anderes als Naturwesen seien und dass zweitens die nichtmenschliche Welt ausschließlich dafür da sei, zur grenzenlosen Erweiterung der menschlichen Möglichkeiten zur Verfügung zu stehen. Seinen Exzess findet dieser Glaube in den grotesken Weltanschauungen der Phantastilliardäre Jeff Bezos und Elon Musk, die grenzenlose Geldmittel zur permanenten Vergrößerung ihrer Weltreichweite einsetzen, bis hin zur völlig besemmelten Idee, den Mars zu besiedeln.

					»Grenzen des Wachstums« scheinen in den Weltbildern der Wissings unvorstellbar, selbst wenn sie ihnen auf das Anschaulichste in Gestalt von Niedrigwasser vorgeführt werden. Ähnlich wie andere religiös Beseelte glauben sie bei aller gegenteiligen empirischen Evidenz einfach weiter. Schließlich hatte ihr Glaube ja schon seit seinem Entstehen jedem begründeten Einwand – ob er nun von Karl Marx, Max Weber oder Dennis Meadows kam – standgehalten, einfach deswegen, weil die Segnungen eines Wirtschaftssystems, das von den Bedingungen seines Fortbestehens absieht und absehen muss, über zweihundert Jahre so sinnfällig waren.

					Denn es ist ja evident, dass überall dort, wo das wachstumskapitalistische Wirtschaften Einzug hielt, sich die Lebensverhältnisse dramatisch verbesserten. Und damit ist keineswegs nur gemeint, dass sich die Menschen unter diesen Verhältnissen mehr leisten konnten, sondern auch, dass ihre Gesundheit sich verbesserte, ihre Lebenserwartung sich erhöhte, ihre Freiheit wuchs, ihre Bildung anstieg und ihre Lebenssicherheit ein historisch bis dahin unvorstellbares Niveau erreichte (vgl. S. 139). Alles dies sind sinnlich und lebenspraktisch erfahrbare, keine abstrakten Dinge, weshalb Kapitalismus dieser Art nicht nur ein ökonomisches, sondern im selben Maß ein mentales und kulturelles Programm ist. Wachsen ist in unserem Kultur- und Wirtschaftsmodell, obwohl es in der Natur (außer im pathologischen Fall) immer begrenzt ist, zur zivilreligiösen Pflicht, zu Wille und Vorstellung jedes und jeder Einzelnen, zum politischen Mantra und zur Regierungsfolklore geworden. Weil es funktionierte.

					Jedenfalls so lange, wie man davon absehen konnte, dass seine zentrale Voraussetzung eben die fortgesetzte Zerstörung der Natur ist. Jetzt gibt es, metaphorisch gesprochen, eine Reihe von Vorbeben, seismische Störungen, die andeuten, dass das Fundament dieses Kultur- und Wirtschaftsmodells aufbricht – etwa Katastrophen wie im Ahrtal oder multiple Extremereignisse wie in Kalifornien, aber auch sogenannte Krisen im Finanzsystem, im globalen Migrationsgeschehen, durch Pandemie und Krieg.

				
					
						Vorbeben

					
					Aus meiner Sicht sind dies alles keine zufällig in der gegenwärtigen Verdichtung auftretende »Krisen«, sondern sie zeigen jede auf ihre Weise das Ende eines historischen Modells an, das sein Verfallsdatum schon eine Weile überschritten hat. Systeme brechen, anders als Hollywood-Blockbuster suggerieren, nicht in einem bombastischen Inferno zusammen, wenn sie am Ende sind, sondern sie laufen mit Hilfe ihrer Institutionen, ihrer Infrastrukturen, ihrer Traditionen und Verkehrsformen noch eine Weile weiter. Sie gleichen einem Haus, das langsam von Termiten ausgehöhlt wird und lange stehen bleibt, als sei gar nichts geschehen. Dann implodieren sie, wie die Sowjetunion 1989, »not with a bang but a whimper« (wie es in dem unheimlichen Gedicht vonT.S.Eliot heißt). Kollabierende komplexe Systeme sind wie der Koyote im Zeichentrickfilm, der über den Abgrund hinausrennt und erst viel später merkt, dass er lange schon keinen Boden mehr unter den Füßen hat. So Wissing-mäßig.

					Denn solange die Systeme zu funktionieren scheinen, funktionieren die Menschen in ihnen wie gewohnt. Im Kommunismus hat man unverdrossen Plattenspieler produziert, für die es keine Abnehmer gab; man mietete Scheunen an, um sie zu lagern, und produzierte weiter. Dieser Modus noch funktionierender Systeme erzeugt auch ein gesellschaftliches Unbewusstes, das es den Menschen lange Zeit ermöglicht, nicht zu sehen, was hinter der Fassade geschieht, was die seismischen Störungen als Vorbeben andeuten. Im Fall der ökologischen Unterminierung unseres Gesellschaftsmodells geht die erstaunliche Fähigkeit zum Wegsehen auch darauf zurück, dass die Vorstellung lange Zeit absurd erschien, dieses bisschen menschliche Aktivität würde gravierenden Einfluss nehmen auf den physikalischen und biologischen Stoffwechsel des scheinbar unermesslich großen Planeten und seines noch viel größeren Himmels.

					Erst mit dem »Earthrise«-Foto der Astronauten von Apollo 8, das ausgerechnet am Heiligabend des Jahres 1968 gemacht wurde, kam die Befürchtung auf, dass dieser blaue Planet doch verletzlich sein könnte; ein paar Jahre zuvor hatten »Silent Spring« von Rachel Carson und später die »Limits to Growth« die Begrenztheit sowohl der Ressourcen wie der Senken des Planeten klar formuliert – und eine Ökologiebewegung entstand. Sie entwickelte sich aber verblüffend gegenläufig zu der immer dynamischeren Ausbreitung des wachstumswirtschaftlichen Kapitalismus über den ganzen Planeten. 1989 fand dieser mit dem Zusammenbruch des Ostblocks und einer Entfesselung neoliberalen Wirtschaftens gerade auch in den postsowjetischen Ländern einen globalen Breakthrough, der die Zerstörung der Welt so sehr beschleunigte, dass Extremwetterereignisse, Dürren, unlöschbare Waldbrände usw. heute eine Normalität sind.

					
						Abb. 2: Erde, verletzlich. Heiligabend 1968.


					

					Die sich in immer rascherer Folge häufenden Krisen und Katastrophen werden aber wegen unserer funktionalen und emotionalen Bindung an die Idee eines immerwährenden Fortschritts nicht als zwangsläufig und zusammenhängend, sondern immer noch als unerwartete und voneinander unabhängige Ereignisse bezeichnet, weil man sich weigert, die Normalität der Polykrise als Ergebnis der Fortsetzung einer falschen Praxis anzusehen und den Schluss zu ziehen, dass man längst schon der Koyote ist. Noch die Ampel-Koalition, die schon mitten im Desaster regiert, hat sich in perfekter Ironie der Geschichte den Titel »Fortschrittskoalition« gegeben. Man sieht: Um der Religion der Unendlichkeit weiter dienen zu können, muss jedes Faktum der Endlichkeit ignoriert oder besser noch als Blasphemie verfolgt werden. Das Problem des Fortschritts ist, mit Ernst Bloch, dass er nicht fortschreitet.

					Übrigens, und das lässt sich an der Geschichte des Todes eindrücklich nachzeichnen, musste die Moderne auch den individuellen Tod, also den leider unabweisbaren Umstand, dass alle Menschen früher oder später sterben, aus dem Bestand der sozialen Tatsachen exkommunizieren und zu einer privaten Angelegenheit machen. Der Historiker Philippe Ariès hat den modernen Tod den »wilden Tod« genannt, weil die Sterbenden mit ihm als ihrer persönlichen Angelegenheit konfrontieren müssen, während der vormoderne Tod für ihn als sozial und kulturell eingebettet, also »gezähmt« erschien.

					In jedem Fall muss der Tod so weit wie möglich zum gesellschaftlich Unbewussten gemacht werden, damit die Illusion der Unendlichkeit aufrechterhalten werden kann. Aufhören als eine Praxis, ja als eine Kulturtechnik, die mit unabweisbaren Notwendigkeiten des Überlebens umzugehen lernt, erscheint vor diesem Hintergrund sowohl individuell wie gesellschaftlich undenkbar.[31] Genau deswegen müssen Todkranke und Sterbende, so formulieren es die Todesanzeigen, »bis zuletzt kämpfen«, anstatt ihren Frieden mit der Endlichkeit zu machen.

					Und deswegen muss, um es mit Max Weber zu sagen, der »mächtige Kosmos der modernen Wirtschaftsordnung […], der heute den Lebensstil aller einzelnen mit überwältigendem Zwang bestimmt«, aufrechterhalten werden, »bis der letzte Zentner fossilen Brennstoffs verglüht ist«. Auch dieses Zitat ist hundert Jahre alt. Beim Verfassen dieses Buches überkam mich immer dann ein Anflug von Verzweiflung, wenn ich einsehen musste, wie lange wir schon über einen Sachverhalt sprechen und wie gut wir darin sind, ihn zugleich zu ignorieren.

					Aus dieser psychologischen Meisterschaft, etwas zugleich zu wissen und nicht für möglich zu halten, resultiert der Glaube des Verkehrsministers, den spätere Generationen für ebenso bizarr halten werden wie jeden anderen historischen Wunderglauben. Wichtig ist aber zu verstehen, dass Irr- und Aberglauben Menschen noch nie davon abgehalten haben, Verhältnisse zu schaffen, die höchst real waren. Der Glaube an eine jüdische Weltverschwörung im Nationalsozialismus etwa hatte den ganz realen Tod von Millionen Menschen zur Folge, der Glaube an den neuen Menschen in kommunistischen Narrenwelten wie der von Pol Pot desgleichen. Hungerkatastrophen wie jene, die Mao Zedong mit seinem »Großem Sprung nach vorn« herbeiführte, konnten den Glauben an die Richtigkeit seiner Staatstheorie so wenig erschüttern wie das Niedrigwasser im Rhein Wissings Glauben an den Sieg des Wachstums über die dummen Naturverhältnisse.

					Was in historischer Perspektive immer wieder verblüfft, ist der Umstand, dass die Offensichtlichkeit des Schwachsinns gar nichts daran ausrichtete, dass die zeitgenössischen Mehrheiten ihm vorbehaltlos huldigten. Wachstum als kulturell und mental verankertes Glaubenssystem bindet die Gläubigen an Wahrnehmungen, Deutungen und Entscheidungen, die aus der Außenperspektive völlig verrückt erscheinen, innerhalb des Glaubenssystems aber als höchst plausibel. Das Problem ist nur, wie vor mehr als hundert Jahren der US-amerikanische Soziologe William Thomas formulierte: Wenn Menschen Situationen für real halten, dann sind diese in ihren Folgen real.

					Verkehrsminister Wissing ist ein Mann von gestern, aber er macht heutige Wirklichkeit. Wie alle seine Kolleginnen und Kollegen, die die Erfolgsrezepte der Vergangenheit auf eine Welt zu applizieren versuchen, die dazu nicht mehr passt.

					Und es hat sogar den Anschein, dass der Wunsch, die Rezepte mögen immer noch funktionieren, weil sie eben immer funktioniert haben, mit der Offensichtlichkeit ihrer Dysfunktion umso hartnäckiger wird. Es kann eben nicht sein, was nicht sein darf. Deutschland ist ein Land von gestern, das sich einredet, noch up to date zu sein. Jede Fahrt mit der Deutschen Bahn, jeder Versuch, ein simples Antibiotikum für sein Kind zu bekommen, dementiert das. Die Politik scheitert zunehmend bei dem Versuch, Anspruch und Wirklichkeit in eine annähernde Übereinstimmung zu bringen.

					Oder wissenschaftlicher formuliert: Alle Waldbrände und Hitzesommer, alle Dürren und Gletscherschmelzen, alle Extremwetterereignisse und Flutkatastrophen erzeugen bei denjenigen, die an die Fortsetzbarkeit des Wachstumskapitalismus glauben, heftige kognitive Dissonanz. Kognitive Dissonanz ist ein unangenehmes Gefühl, das dann entsteht, wenn die Wirklichkeit sich anders darstellt als die Erwartung, die man an sie gehabt hatte. Der Sozialpsychologe Leon Festinger hat diesen Begriff geprägt, als er sich mit einer Sekte beschäftigte, der der Weltuntergang prophezeit worden war, weshalb ihre Mitglieder alle ihre irdische Habe verkauften und sich auf einem Hügel versammelten, um darauf zu warten, von einem Raumschiff abgeholt zu werden, während der ungläubige Rest der Menschheit untergehe. Bekanntlich ist das nicht passiert, und Festinger wollte wissen, wie nun die Sektenmitglieder mit der Enttäuschung ihrer Erwartung umgehen würden. Würden sie desillusioniert vom Glauben abfallen, ihren Irrtum erkennen und beklagen? Nein, das taten sie nicht. Tatsächlich hatten sie einen Weg, ihre Glaubensüberzeugung mit den gegenläufigen Tatsachen in Einklang zu bringen. Ganz einfach, sagten sie, dies sei eine Prüfung der Festigkeit ihres Glaubens gewesen.[32]

					Der Wunderglaube, die ökologischen und klimatologischen Probleme der Welt seien mit dem Erreichen des Ziels der Dekarbonisierung erledigt, trägt dieselben Züge. Und jede Hitzewelle in Spanien, jedes Großfeuer in Brandenburg, jede Flutkatastrophe irgendwo führt zu erneuten Bekenntnissen, dass das 1,5-Grad-Ziel erreicht werden müsse. Das Ziel, die Katastrophe zu vermeiden, blockiert die Wahrnehmung, dass sie längst da ist (vgl. S. 71). In unserer Welt stabiler Normalitätserwartungen, die in eine Kaskade katastrophischer oder vorsichtiger gesagt: neuer problematischer Geschehnisse hineinläuft, gibt es eine erprobte Form der Dissonanzreduktion: Wir nennen es »Krisen«. Dieser Begriff suggeriert, dass es sich bei dem jeweiligen Geschehnis um die Unterbrechung eines Normalverlaufs handelt und dass das betroffene System nach Bewältigung der »Krise« wieder in den Normalzustand zurückkehrt. Mit Hilfe dieses Begriffs kann man anzuerkennen vermeiden, dass die Welt, in der man sich befindet, in einem Strudel von Veränderung steckt. Wenn man die Vorbeben, die seismischen Zeichen der tektonischen Verschiebung unserer Welt »Krisen« nennt, sagt man sich: Bleibt alles, wie es ist. Wir müssen da nur erst mal durch.

					Dabei hilft es wie gesagt sehr, die »Krisenereignisse« als unabhängig voneinander zu sehen: Die Weltfinanzkrise von 2007/2008 mit der anschließenden Weltwirtschaftskrise und Eurokrise war ein distinktes Ereignis, das nach erfolgreicher Bewältigung abgeschlossen ist. Das System tritt in den Normalzustand zurück. Was leider nicht zutreffend ist, denn die Austeritätspolitik insbesondere Deutschlands gegenüber den südeuropäischen Ländern, insbesondere Griechenland, hat zu tiefen Kränkungen geführt, wie sie dann in der Energiepreiskrise infolge des russischen Kriegs gegen die Ukraine wirksam wurden. Man sah wenig Lust etwa in Spanien, Portugal oder Griechenland, den Deutschen bei der Ersatzbeschaffung ihrer fossilen Brennstoffe unter die Arme zu greifen. Und die Finanzkrise ist insofern nicht bewältigt, als das Finanzsystem, wie die Pleiten einiger US-amerikanischer Banken und der Credit Suisse im Frühjahr 2023 zeigen, wohl immer noch fragil ist. Diese Krise liegt gewissermaßen nur auf Wiedervorlage.

					Dasselbe gilt für die »Flüchtlingskrise« vom Spätsommer 2015 infolge des Syrienkriegs, die durch entschlossenes Handeln vieler ehrenamtlicher Helferinnen und Helfer und den professionellen Einsatz der zuständigen Institutionen von Landratsämtern bis zur Polizei, von den Asylbehörden bis zum Roten Kreuz situativ gut bewältigt wurde. In keiner Weise bewältigt wurde sie aber durch die Europäische Union, die auch acht Jahre nach dieser »Krise« und nach zahlreichen humanitären Desastern mit Flüchtlingslagern und menschenrechtlich skandalösen Hilfeverweigerungen etwa an der polnischbelarussischen Grenze sich im Juni 2023 auf eine Verschärfung des Asylrechts geeinigt hat, die die logische Konsequenz inhumanitären Nichthandelns ist. Alle Asylsuchenden sollen künftig an den Außengrenzen der EU in eigens dafür zu errichtenden Lagern geprüft und dort bis zur Entscheidung verbleiben. Politiker wie Jens Spahn und Winfried Kretschmann finden es nicht gut, wenn man die Lager »haftähnlich« nennt. Die Leute können ja schließlich gehen …

					Schon vor dieser perfiden Zwischenlösung der »Flüchtlingsfrage« hat die EU mit Warlords in Libyen fadenscheinige Verträge gemacht, um Menschen vor Ort in Lagern niederträchtig aufzubewahren, wo sie gefoltert und vergewaltigt werden. Sie hat auch die skandalumwitterte Grenzschutzorganisation Frontex immer weiter ausgebaut, die unter anderem mit sogenannten Pushbacks und Behinderungen von Rettungseinsätzen für Ertrinkende verhaltensauffällig war. Man hat auch versucht, sich eines Teils des »Problems« zu entledigen, indem man Verträge mit dem für Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit nicht berühmten türkischen Staatspräsidenten Erdoğan ausgehandelt hat; Konflikte und Pushbacks zwischen Griechenland und der Türkei sind seither an der Tagesordnung. Die britische Regierung, 2015 noch Mitglied in der EU, mittlerweile ausgetreten, schließt völkerrechtswidrige Verträge mit Ruanda, um Geflüchtete dorthin regelrecht zu entsorgen.[33] Und hat vor, das Asylrecht ganz abzuschaffen.

					Das alles ist sehr schlimm, wird aber noch schlimmer durch eine Rhetorik, die bei aller offenkundigen Unbekümmertheit um Recht und Humanität immer noch von den »europäischen Werten« spricht, die sie zugleich mit Füßen tritt. Interessant war auch die Empörung auf europäischer Seite, als der amerikanische Präsident Donald Trump ein gigantisches Zaunbauprojekt in Angriff nahm, um Menschen am illegalen Übertritt in die USA zu hindern. Heute ist die EU selbst ein großer Zaunbauer, hängt das aber nicht an die große Glocke.

					So schreibt die Politikwissenschaftlerin Elisabeth Vallet: »Der Wandel hin zum Errichten statt zum Einreißen von Mauern vollzog sich in Europa in zwei Phasen, beginnend im Jahr 2015. Damals führte die Krise in Syrien dazu, dass man in der EU der Ansicht war, es gebe auch in Europa eine sogenannte ›Flüchtlingskrise‹. In den darauffolgenden Jahren setzte sich der Mentalitätswandel fort, sowohl wegen der strategischen Bedrohung durch Russland nach der Krim-Annexion 2014 als auch wegen der Instrumentalisierung der Migrationsbewegungen durch gewisse Nachbarn der EU. Als Ergebnis gibt es in Europa im Jahr 2023 von Finnland bis Griechenland, von der Ukraine bis Calais in Frankreich 17 ummauerte oder umzäunte Grenzgebiete. Während Ende des 20. Jahrhunderts 1,7 Prozent der europäischen Landgrenzen umzäunt waren, sind es heute 15,5 Prozent. 2008 Kilometer Mauern und Zäune durchziehen derzeit den Kontinent.«[34]

					Wenn man gleichzeitig in Rechnung stellt, dass die Zahl der Menschen, die infolge von direkten und indirekten Auswirkungen des Klimawandels künftig ihre Heimat verlassen müssen, kontinuierlich genauso ansteigt wie die Zahl der Kriegsflüchtlinge und Opfer von Vertreibungen, wird man kaum von einer Krise sprechen können. Wir haben es mit einer säkularen Veränderung zu tun: Immer mehr Menschen können dort nicht überleben, wo sie herkommen, und suchen Rettung und Schutz dort, wo sie überleben könnten. 2050, dem Zieljahr der großen Dekarbonisierung, werden nach Schätzungen der Welthungerhilfe 140 Millionen Menschen allein wegen der Folgen des Klimawandels auf der Flucht sein. Etwa 90 Millionen Menschen galten schon 2021 als gewaltsam vertrieben, die Hälfte von ihnen Kinder und Jugendliche. 2022 ist die Zahl, auch wegen des Ukrainekriegs, auf 110 gestiegen.

					Viele Millionen Flüchtlinge weltweit sind sogenannte Binnenflüchtlinge, sie überschreiten keine Landesgrenzen, sondern sind innerhalb ihrer Heimatländer auf der Flucht und heimatlos, gegenwärtig sind das etwa 71 Millionen.[35] Der UN-Flüchtlingshochkommissar Filippo Grandi konstatiert: »Wir beobachten eine veränderte Realität. Vertreibung betrifft aktuell nicht nur viel mehr Menschen, sondern sie ist auch kein kurzfristiges und vorübergehendes Phänomen mehr. Wir brauchen eine grundlegend neue und positivere Haltung gegenüber allen, die flüchten, gepaart mit einem viel entschlosseneren Bestreben, Konflikte zu lösen, die jahrelang andauern und die Ursache dieses immensen Leidens sind.« Grandis Hoffnung ist nachvollziehbar, aber vergeblich. Es gibt weder national noch international tragfähige Konzepte, mit diesem dauerhaften Geschehen umzugehen, geschweige denn seine Ursachen zu bekämpfen. Im Gegenteil: In der »neuen Zeit«, in der Aufrüstung und Militarisierung die neue Staatsräson bilden, werden die Flüchtlingszahlen massiv steigen. Und mit ihnen die Gewalt.

					Nächste »Krise«: die Corona-Pandemie. Die kann hier relativ kurz abgehandelt werden. Wie man inzwischen weiß, waren Pandemien dieser Art von der Virologie und Epidemiologie lange vorhergesagt worden. Dass Corona dann als weltweite Pandemie eintrat, war trotzdem wieder mal für alle überraschend und führte zu tiefgreifenden Eingriffen der Staaten in die Verhaltensweisen und Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bürger. Da auch für die Bewältigung dieses Geschehens keine Blaupause existierte, war die Politik gezwungen, nach dem Verfahren Versuch und Irrtum vorzugehen. Die Pandemie kostete nach Schätzungen weltweit sechs bis acht Millionen Menschen das Leben, die wirtschaftlichen Folgen sind immens, die psychischen – besonders für Kinder und Jugendliche – auch. Die deutsche Politik hat, auch wenn das heute viele Schlauberger anders sehen, in dieser präzedenzlosen Situation weitgehend klug gehandelt. Was sie nicht wissen konnte, konnte sie nämlich nicht wissen. Jens Spahn, der damalige Gesundheitsminister, hat im April 2020 den klugen Satz gesagt: »Wir werden einander viel verzeihen müssen.«

					Auch wenn Epidemien und Pandemien Geschehnisse eigener Art zu sein scheinen, so hat doch die Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens mit einer Menge Faktoren zu tun, die nicht im engeren Sinn virologisch sind. Im Zuge der Erschließung von immer mehr Naturräumen zu Zwecken der Rohstoffgewinnung und menschlichen Besiedelung sind die Grenzen zwischen den Habitaten von Menschen und Tieren immer durchlässiger geworden. Die Wahrscheinlichkeit von Zoonosen, also Infektionskrankheiten, die bei Tieren und Menschen vorkommen und wechselseitig übertragen werden können, ist damit kontinuierlich angestiegen. Vogelgrippe, Schweinegrippe, Creutzfeldt-Jakob-Krankheit und eben auch Covid-19-Infektionen sind Beispiele. Zugleich sorgt die global stetig wachsende Mobilität dafür, dass sich Infektionen schnell und weit ausbreiten und nur schwer unter Kontrolle gebracht werden können.

					Pandemien sind allen wissenschaftlichen Einschätzungen zufolge Geschehnisse, die in Zukunft häufiger auftreten werden; ihre Stärke und ihre Dimensionen sind ungewiss. Auch die Coronapandemie ist nicht vorbei. Sie ist nur, wie die Virologen sagen, endemisch geworden. Sie wird künftig, wie die Influenza, immer wieder und in saisonalen Wellen auftreten. Also auch keine Krise, sondern eine Veränderung, die fortwirkt.

					Nächste »Krise«: der russische Überfall auf die Ukraine. Der 24. Februar 2022 markierte bekanntlich nur jenen manifesten Punkt, an dem man nicht mehr – wie noch 2008 nach dem Georgienkrieg und 2014 nach der russischen Annexion der Krim – mit dem illusionären Wandel-durch-Handel-Konzept weitermachen konnte, das Deutschland über lange Jahre mit billiger Energie aus Russland versorgt hatte. Dieser Krise läuft – wie in einem Modus von Schuldstolz seit der ausgerufenen Zeitenwende rauf und runter beteuert wird – eine lange Phase des Ignorierens ihrer Anzeichen voraus, und ihre Wirkungen werden äußerst nachhaltig sein.

					Wenn es nicht so furchtbar wäre, würde man sagen: Die Spatzen pfeifen es schon von den Dächern, das war der Auftakt, der nächste imperialistische Angriffskrieg steht bereits unmittelbar bevor. China wird den Versuch machen, Taiwan zu annektieren. Das hat es zuvor schon, unter bemerkenswert geringer internationaler Beachtung oder auch geflissentlicher Nichtbeachtung, mit Hongkong gemacht. Diese äußerst brutale, vertragsbrüchige und völkerrechtswidrige Machtübernahme hat die berühmte Weltöffentlichkeit nicht groß geschert.

					In einem bei der UN hinterlegten Vertrag zwischen China und Großbritannien von 1985, der sogenannten Joint Declaration, wurde Hongkong für 50 Jahre der Status einer Sonderverwaltungsregion eingeräumt, mit Pressefreiheit, Religionsfreiheit, Demonstrationsrecht, Meinungsfreiheit, Rechtstaatlichkeit. »Ein Land, zwei Systeme«, hieß das Leitbild dafür, das aber gut 40 Jahre später einer Realität wich, in der die – vor allem aus Studierenden bestehende – Hongkonger Protestbewegung gegen die von China verhängten Freiheitseinschränkungen mit mehr und mehr Gewalt beantwortet wurde. Bis China ein »Sicherheitsgesetz« beschloss, mit dem so ziemlich alles kriminalisiert wurde, was als chinakritische oder chinafeindliche Handlung interpretiert werden konnte. Die ohnehin chinatreue Präsidentin Carrie Lam wurde im Juli 2022
						durch ein von Peking kontrolliertes Wahlgremium mit dem Hardliner John Lee ersetzt. Oppositionelle sitzen heute im Gefängnis, sieben Millionen Menschen haben ihre Freiheit verloren. Die wertebasierte Reaktion des Westens fiel verhalten aus. Man zeigte sich wie üblich »entsetzt«.

					Dass der neue Imperialismus, wie ihn gegenwärtig Russland und China praktizieren, eine Ursache in den Folgen des Klimawandels hat, führe ich später noch aus (vgl. S. 83), aber schon hier lässt sich sagen, dass Landnahme als politische Option wahrscheinlicher wird, wenn das nutzbare Land schwindet. Dass autoritär oder diktatorisch regierte Staaten keinerlei ethische oder moralische Probleme damit haben, andere Länder zu überfallen, ist einfach zu verstehen: Sie folgen ja einer partikularen, keiner universalistischen Moral. Ihre Solidarität gilt nur den eigenen Leuten, den Zugehörigen. Dass es andere, Nichtzugehörige gibt, ist ein Teil ihres Systems der Herrschaftssicherung und für dieses sogar zwingend notwendig.

					Je weniger nutzbares Land, desto wahrscheinlicher imperialistische Kriege. Auch der Ukrainekrieg ist mithin keine Krise. Unabhängig davon, wie er schließlich ausgehen wird, ist er nur einer von vielen weiteren, die folgen werden. Es war ja verblüffend zu sehen, wie widerspruchslos die Rede von der Zeitenwende und die damit verbundene Remilitarisierung aufgenommen wurde: Ja, nee, is klar, Zeitenwende. Das historische Unglück, neben all den zerstörten Leben der Toten und ihrer Angehörigen, besteht darin, dass wir alle mit der Militarisierung und Aufrüstung und einer neuen Blockbildung einen Entzivilisierungsschub erleben, der für die Kriegsvorbereitung materielle und mentale Kapazitäten von dort abzieht, wo sie eigentlich gebraucht werden. In diesem Sinn übrigens sind Imperialismus und Krieg willkommene Ablenkungen von unlösbar scheinenden Problemen – man hat jetzt Wichtigeres zu tun, als den Klimawandel zu bekämpfen. Ranga Yogeshwar fasst das in das Bild, dass der Dachstuhl brennt, man sich aber um die Zimmer streitet. Richard David Precht beschreibt es als Umarrangieren der Liegestühle auf der Titanic.

					Beispiele und Metaphern solcher Art gibt es unzählige; sie alle zeigen, dass es die Wirklichkeit oft schwer hat gegen Überzeugungen. Mehr noch: dass die Bewältigung der Dissonanz darin besteht, nicht die Wirklichkeit anzuerkennen und sich danach zu verhalten, sondern die Wahrnehmung der Wirklichkeit zu verändern. Dass die Fragen von Erderhitzung und Artensterben am Ende sogar die Frage von Krieg und Frieden gegenstandslos machen, ist kein Trost. Die Energien, die sie beanspruchen, und die Aufmerksamkeitsdefizite, die sie provozieren, führen uns nicht nur von den möglichen Lösungen immer weiter weg, sondern auch von der Bereitschaft, die Probleme lösen zu wollen.

					Nächste Krise: Wasser. Wie lange, glauben Sie, wird es noch dauern, bis Sie nicht mehr duschen können, wann Sie wollen? Das kann, der Frühsommer 2023 zeigt es, schneller geschehen, als Sie befürchten. Bereits in den vergangenen Jahren kam es in einzelnen Kommunen in Deutschland zu Forderungen, den Wassernotstand auszurufen, was etwa Verbote nach sich zieht, den Pool zu füllen oder den Rasen zu sprengen. Entsprechende Bilder kennen wir aus Kalifornien, wo manche Hausbesitzer den grauen Rasen mit amerikanischem Pragmatismus dann grün angestrichen haben, aber auch in Europa herrscht nach mehreren Rekordsommern hintereinander katastrophaler Wassermangel. Der Gardasee ist im Mai 2023 nur noch zu 40 bis 50 Prozent gefüllt, in Spanien herrschen bereits im Frühjahr hochsommerliche Temperaturen mit bis zu 40
						Grad. Wasser fehlt dort überall, besonders aber im Süden, wo Gemüse für ganz Europa angebaut wird. In Brandenburg ist trotz eines regenreichen Frühjahrs der Grundwasserspiegel noch nicht wieder aufgefüllt. Zustände, wie wir sie vor zehn Jahren in einem Szenario für das Jahr 2040 berechnet haben, herrschen schon jetzt.[36] Es geht alles viel schneller. Das Problem ist nicht lösbar. Wo das Wasser fehlt, fehlt das Wasser.

					Deshalb erklärte das Weltwirtschaftsforum schon 2019 Wasserknappheit und seine Auswirkungen als die größte Gefahr des kommenden Jahrzehnts.[37] Während ich dieses Buch schrieb, wurde ein Großteil Europas von einer Winterdürre heimgesucht, die zu ernsten Problemen für die Wasserversorgung von Haushalten, Landwirtschaft und Industrie führt.[38]

					Daraus resultieren Konflikte um das Wasser, wie etwa zwischen dem Norden und dem Süden Spaniens. Die Weinbaugebiete auf der Iberischen Halbinsel werden bis 2050 um mindestens ein Viertel schrumpfen; die Olivenernte in Südspanien könnte früheren Studien zufolge bis 2100 um 30 Prozent zurückgehen.[39] Ein Fünftel der spanischen Landfläche ist bereits verödet und kann nicht mehr bewirtschaftet werden.[40] Davon betroffen sind Anbau und Export von Avocado, Oliven, Orangen, Mandarinen, Zitronen, Trauben und Getreide mit Einbußen von bis 50 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Die Preise steigen heftig. In Deutschland haben die Landwirte als Reaktion auf die Entwicklung den Anbau von Sonnenblumen mehr als verdoppelt.[41] Obwohl Spanien vertraglich verpflichtet ist, Portugal jährlich 14300 Kubikhektometer aus grenzüberschreitenden Flüssen zu geben, fordern spanische Bauern zunehmend, kein weiteres Wasser zu liefern und kündigen an, Gewalt anzuwenden, um Wassertransfers zu verhindern.

					Diese Situation verdankt sich, wie bei allen vergleichbaren Katastrophen, nicht dem Klimawandel allein, sondern geht auch auf ein traditionell schlechtes Wassermanagement zurück. Der WWF nennt den Umgang mit Wasser in Spanien »selbstmörderisch« – vier Millionen Hektar Ackerland werden in Spanien bewässert, so viel wie in Frankreich und Italien zusammen. Undichte Leitungen und schlechte Bewirtschaftung sorgen für Verschwendung, aber ein Abstellen dieser Probleme wird die Wassernot nicht beheben. Fast kann man darauf wetten, wann manifeste Gewalt ausbricht. Dieses Jahr? Nächstes?

					Für Italien, aber etwa auch für den Neusiedler See in Österreich, gilt dasselbe. Frankreich verzeichnete im Frühjahr 2023 32 Tage ohne Niederschläge, die längste Periode seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 1959.[42] Der Umweltminister, Christophe Béchu, warnte, dass Frankreich in den kommenden Jahren mit bis zu 40 Prozent weniger Wasser auskommen müsse. Dort mussten im vergangenen Sommer viele Atomkraftwerke ihre Stromproduktion einstellen, weil wegen des Niedrigwassers in den Flüssen die Kühlung ausfiel.

					In Deutschland drohten, und da zeigt sich die ganze Absurdität der Gegenwart, Lieferrückstände für den Betrieb der Kohlekraftwerke, weil die Frachtschiffe wegen des Niedrigwassers die Kohle nicht transportieren konnten. Die Folgen des Klimawandels sorgen dafür, dass die Kohle nicht mehr zu den Kraftwerken kommt, um dort bestimmungsgemäß CO₂ zu emittieren, das den Klimawandel treibt.

					Man sieht an alldem die unglaubliche Verletzlichkeit der Systeme der Nahrungsmittel- und Energieversorgung. Anders gesagt: Die Systeme sind auf Fülle ausgelegt, nicht auf Mangel. Aber die Zeiten der Fülle sind vorbei. Schon jetzt gibt es viele Konflikte wegen der Wasserkonkurrenz zwischen Land und Stadt auch in Deutschland – etwa zwischen Hamburg und der Nordheide, wo der Grundwasserspiegel teilweise bereits um 1,5 Meter gesunken ist, weil die Großstadt das Wasser abzapft. Dasselbe zwischen Frankfurt und dem Vogelsbergkreis, zwischen dem Landkreis Diepholz und Bremen. Während das Wasser insgesamt zurückgeht, wird mehr Wasser für die Bewässerung landwirtschaftlicher Flächen aufgewendet, 36 Prozent mehr als vor zehn Jahren.[43]

					Das wirkt heute hierzulande alles noch harmlos, aber global nehmen auch manifeste Gewaltkonflikte um Wasser zu:

					
						Abb. 3: Wird mehr: Anzahl der Wasserkonflikte weltweit.


					

					Aber Augenblick mal: Wieso habe ich eben ganz selbstverständlich geschrieben: »Nächste Krise: Wasser«? Sie ist doch noch gar nicht da, die Wasserkrise. Zumindest richtig systematisch nicht in der Berichterstattung, systemisch nicht in der Politik. Immerhin hat die Bundesregierung im Frühjahr 2023 eine »nationale Wasserstrategie« verabschiedet, die 80 Maßnahmen von der Aufklärung der Bevölkerung bis hin zur »gewässersensiblen Stadtentwicklung« vorsieht.[44] Das ist lobenswert, aber angesichts der rapiden Entwicklung zu spät.

					Infrastrukturmaßnahmen, die die versiegelten Städte wieder zu »Schwammstädten« machen, brauchen sehr viel Zeit, bis sie wirksam werden, und auch hier treten sofort Zielkonflikte zwischen Plänen für den Wohnungsbau, dem Ausbau der Autobahnen und der »Gewässersensibilität« auf, die viele sinnvolle Ideen und Pläne zum Scheitern verurteilen. Mal ganz abgesehen davon, dass hochsubventionierte Industrieansiedlungen wie die in jeder Hinsicht idiotische Autofabrik von Elon Musk im brandenburgischen Grünheide auf die Wassermangelsituation keine Rücksicht nehmen. Man wird also wieder total überrascht sein, wenn die Wasserkrise dann da ist.

				
					
						Das Krisengeflecht

					
					Wenn man die Prozesse, die man sich angewöhnt hat »Krisen« zu nennen, also im Zusammenhang betrachtet, erscheinen sie als Knoten in einem Krisengeflecht, das sich in den nächsten Jahren erweitern wird – schon aus dem simplen Grund, dass sie eigentlich nicht bearbeitet, sondern dilatorisch verwaltet werden. Welche weiteren »Krisen« sind erwartbar? Mehr Kriege, früher oder später eine neue Pandemie, mehr Flüchtlinge, weitere Wandlungen von Demokratien in Autokratien, Cyberangriffe auf Infrastrukturen, Blackouts.

					Das sind die Knowns, dazu kommen bekanntlich die Unknowns. Und dann noch die Dinge, von denen wir nicht einmal wissen, dass wir nichts von ihnen wissen.[45] Aber mir reichen schon die Knowns, um ganz gut begründet sagen zu können, dass wir die mit ihnen verbundenen Probleme nicht mit den hergebrachten Strategien der Optimierung und Steigerung lösen können. Da sind wir wieder bei Wissing.

					Unser Wirtschafts- und Kulturmodell geht mit der Welt im Modus der Steigerung und Optimierung um. Weil es ein Erfolgsmodell ist, gibt es diese hartnäckige Weigerung, eine überlebenstaugliche Kulturtechnik zu entwickeln, zu erlernen und anzuwenden. Klimawandel und Artensterben und all die mit ihnen verwandten ökologischen Probleme sind Endlichkeitsprobleme. Sie sind keine Krisen. Sie sind in einem strengen Sinn nicht einmal bewältigbar, man kann sie vielleicht aufhalten, verlangsamen, langsam zu heilen versuchen. Solche Strategien sind aber systematisch etwas anderes als Steigerung und Optimierung. Wir müssten also lernen, nicht nur wahrzunehmen, sondern auch wahrzugeben.[46]

					Wahrzugeben, dass unser in ökonomischer Hinsicht extrem erfolgreiches Modell an sein Ende gekommen ist. Und mit ihm die Fortsetzung der gewohnten Bewältigungsstrategien. Wenn das Wasser weniger wird, die Wälder brennen und die Arten sterben, helfen die Routinen der gesteigerten Ausbeutung von Ressourcen nicht weiter, im Gegenteil. Odo Marquard hat einmal in Anspielung auf die Feuerbach-Thesen von Karl Marx gesagt, es komme nicht darauf an, die Welt zu verändern, sondern sie zu verschonen. Je länger man versucht, die Lösungsstrategien, die zu den Problemen von gestern passten, auf die Probleme von heute anzuwenden, desto größer werden sie, die Probleme. Und desto weniger wird man in der Lage sein, zu gestalten, weil man immer mehr nur noch reagieren kann.

					Sozialpsychologisch betrachtet geschieht aber das Gegenteil: Gerade dann, wenn eine unangenehme Erkenntnis aufdringlich wird, sich nicht mehr wegwischen lässt, wird das Bedürfnis stärker, sie nicht wahrhaben zu wollen. Die Erkenntnis selbst bekommt den Status von etwas, das man bekämpfen möchte. Sie wird das Objekt von wachsender Aggression.

					
						Abb. 4: Auch die FDP hat eine Utopie.


					

					Wenn wir es in Zeiten von Erderhitzung und Artensterben mit Endlichkeitsproblemen zu tun haben, dann stößt die Anerkennung dessen mit dem Unendlichkeitsglauben unserer Kultur und unseres Wirtschaftsmodells zusammen; das erzeugt, wie schon gesagt, kognitive Dissonanz. Wie für die Sektenmitglieder bei Festinger ist die Reaktion die Intensivierung des Glaubens: Der Markt werde die Probleme schon lösen, man müsse nur das CO₂ bepreisen und klimaneutrale Produkte herstellen, dann werde die Endlichkeit schon besiegt.

					Das Problem: Ein Weitermachen wie bisher, die verbissene Optimierung des Falschen, ist subjektiv naheliegender als die Suche nach Wegen, die man bisher noch nicht gegangen ist. Deshalb scheut die akademische Ökonomik die Entwicklung einer Ökonomie der Endlichkeit wie der Teufel das Weihwasser, deshalb fasst die grüne Politik keinen Gedanken, der irgendetwas mit Innehalten oder Aufhören zu tun hätte, und deshalb machen auch die Individuen ihre rastlose Aufrüstung des Lebens mit Konsumgütern und Smart Watches weiter, als würde mit alldem das unausweichliche Ende vermeidbar.
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